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• veranstaltet im Jahr über tausend Seminare 
und Vorträge, Tagungen und Workshops, Bil-
dungsreisen und Exkursionen, Aktionen, Aus-
stellungen und Wettbewerbe;

• veröffentlicht Broschüren, Zeitschriften, 
Bücher sowie Lernmedien und -spiele und 
vertreibt sie in ihrem Webshop  
www.lpb-bw.de/shop;
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bot (www.lpb-bw.de), das jährlich über vier 
Millionen Nutzer*innen hat;
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von Baden-Württemberg zur Förderung der 
politischen Bildung, das Freiwillige Ökologi-
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• hat ihren Hauptsitz in Stuttgart, Außenstellen 
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Tagungszentrum „Haus auf der Alb“ in Bad 
Urach.
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V O R W O R T

Im Planspiel „Ein Skatepark in Neckardorf?“ 
wird die kommunale Ebene in den Blick genom-
men. Die Bedeutung der Kommunalpolitik, die 
auch als „Wiege der Demokratie“ oder „Basisla-
ger der Demokratie“ beschrieben wird, wird all-
zu leicht unterschätzt. Gerne denken viele Men-
schen bei Politik und Demokratie in großen Di-
mensionen, informieren sich zu aktuellen interna-
tionalen Kon�ikten, tun ihre Meinung zu einem 
neuen im Bundestag beschlossenen Gesetz kund, 
diskutieren über die Performance der Bundesre-
gierung oder denken über die Zukunft des euro-
päischen Einigungsprozesses nach. 

Das ist wichtig und richtig, doch sollte die kom-
munale Ebene, die Politik vor Ort, nicht überse-
hen werden, denn gerade in der Kommunalpoli-
tik werden Entscheidungen getro�en (oder auch 
nicht), die den Alltag der Menschen in vielerlei 
Hinsicht direkt betre�en: Die Ausgestaltung des 
ö�entlichen Personennahverkehrs (ÖPNV), das 
Angebot an Kultur- und Freizeiteinrichtungen 
sowie die Kosten für Müllabfuhr oder die Was-
serpreise sind nur einige wenige Beispiele, was 
auf kommunaler Ebene entschieden wird. Zu-
gleich haben die Einwohnerinnen und Einwoh-
ner bzw. die Bürgerinnen und Bürger auf kom-
munaler Ebene die weitreichendsten Beteili-
gungsmöglichkeiten aller staatlichen Ebenen. 

Im Planspiel geht es um eines dieser Beispiele, 
den Bau einer Skateanlage in der �ktiven Stadt 
Neckardorf. Nachdem die Stadtverwaltung eine 
Beschlussvorlage erarbeitet hat, muss nun im 
Gemeinderat diskutiert und entschieden werden, 
ob und in welcher Form ein Skatepark gebaut 
werden soll. Dabei spielen u. a. die Kosten für 
eine solche Anlage und die unterschiedlichen In-
teressen der Einwohnerschaft eine wichtige Rolle 
und beein�ussen die Positionen der Gemeinde-
ratsmitglieder bzw. des Jugendgemeinderats. 

Das �ema Skatepark orientiert sich an der Le-
benswelt von Jugendlichen, wenngleich nicht alle 
eine solche Anlage nutzen. Außerdem gibt es ak-
tuelle Beispiele aus der Kommunalpolitik. 2018 
wurde beschlossen, dass in Rottweil ein neuer 
Skatepark gebaut wird, für den sich besonders 
der Verein Rollbrett Rottweil e.V. einsetzte. 2016 
weihte man in Reutlingen einen Skatepark ein, 
der auf Initiative des dortigen Jugendgemeinde-
rates durch die Stadt beauftragt und �nanziert 
wurde. Auch in Ulm bzw. Blaustein sowie in 
Weingarten wurden 2015 bzw. 2017 neue Skate-
parks fertig gestellt. Die Finanzierung lief über-
wiegend über die jeweiligen Kommunen, sodass 
in allen Fällen der Gemeinderat zu entscheiden 
hatte.

Das Planspiel ist an die kommunalrechtlichen 
Vorgaben und die lokale Realität in Baden-
Württemberg angelehnt. Im Sinne des exempla-
rischen Lernens an einem Modell der reduzierten 
Komplexität kann es jedoch auch außerhalb von 
Baden-Württemberg eingesetzt werden. Es bietet 
für die schulische politische Bildung in Baden-
Württemberg den Bezugspunkt zum Bildungs-
plan 2016 („Politik in der Gemeinde“), kann 
aber auch genauso in der außerschulischen Bil-
dung zum Einsatz kommen, wenn es um das 
�ema Kommunalpolitik und/oder Jugendbetei-
ligung geht.

Das Planspiel soll nicht nur kommunale Ent-
scheidungsprozesse und das Handeln verschie-
dener kommunalpolitischer Akteure erlebbar 
machen, sondern auch das Interesse an Kommu-
nalpolitik wecken. Zudem lebt die lokale Politik 
davon, wie sich die Einwohnerschaft engagiert. 
Dies gilt nicht erst seit der verp�ichtenden Ein-
führung einer kommunalen Jugendbeteiligung 
in Baden-Württemberg auch für Jugendliche. In 
diesem Sinne: Planspiel frei!

Stuttgart, im März 2019 Robby Geyer
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P L A N S P I E L E N D L E R N E N!

Eine methodisch-didaktische  
Betrachtung der Planspielmethode

Eine systematische Betrachtung setzt eine Ein-
ordnung des Planspiels innerhalb des Metho-
denkanons der politischen Bildung voraus. Das 
Planspiel ist eine Makromethode der politischen 
Bildung. Sie ist in ihrer Anwendung methodisch 
voraussetzungsvoll, weil in ihr eine Vielzahl von 
Arbeitstechniken und Mikromethoden zum 
Einsatz kommen. Die Teilnehmenden üben im 
Planspiel vielfältige Arbeitstechniken ein – ne-
ben methodischen und schriftlichen Grundfer-
tigkeiten wie dem Sammeln von Informationen 
oder Erstellen von Protokollen sind auch kom-
munikative Fähigkeiten wie das Moderieren von 
Diskussionen gefragt. Mikromethoden (z. B. 
Textanalyse) setzen die verschiedenen Arbeits-
techniken in einen speziellen Funktionszusam-
menhang, die in ihrer Komposition den Lern-
zielen des Planspiels dienen. Als Makromethode 
bildet das Planspiel also das übergeordnete me-
thodische Strukturmuster, während die Mikro-
methoden und Arbeitstechniken die einzelnen 
Lern- und Arbeitsschritte innerhalb des makro-
methodischen Rahmens bestimmen (vgl. Straß-
ner 2013).

Für eine systematische Betrachtung der Plan-
spielmethode scheint neben ihrer Klassi�zie rung 
als Makromethode eine terminologische Klärung 
angezeigt: Das Planspiel lässt sich der übergeord-
neten Kategorie der Simulation zuordnen. Wäh-
rend für Rollenspiele, die ebenfalls in diese Kate-
gorie eingeordnet werden, die Identi�kation der 
Spielenden mit einer (personalisierten) Rolle prä-
gend ist, stehen in Planspielen diese identi�kato-
rischen Prozesse nicht an vorderster Stelle. Zwar 
füllen Planspielende in aller Regel auch ein Rolle 
aus, vielmehr als die gespielte Person sind sie in 
ihrer Rolle aber Träger von unterschiedlichen Po-
sitionen, die sich entlang eines politischen Pro-

2. Planspielend lernen! 

Von Thomas Waldvogel

blems vollziehen (vgl. Massing 2004). Eine er-
folgreiche Rollenidenti�kation ist demnach auch 
in Planspielen wichtig, weil erst durch Rolle-
nidenti�kation eine authentische Repräsentation 
von Positionen und Argumenten gelingen kann. 
Anders als im Rollenspiel ist die Rollenidenti�-
kation aber nur eine notwendige, keinesfalls eine 
hinreichende Voraussetzung für ein gelingendes 
Planspiel. Im Entscheidungsspiel, als drittes Ele-
ment in der Kategorie Simulationen, wird der 
Kern eines Planspiels wie unter einem Brennglas 
konzentriert. Es unterscheidet sich vom Plan-
spiel neben seiner Kompaktheit vor allem in sei-
ner Fokussierung auf das politische Basiskonzept 
Entscheidung (Weißeno et al. 2010). (Zeit-)auf-
wendige Interaktionsphasen �nden in Entschei-
dungsspielen zumeist nicht statt. Die prozess-
hafte Dimension von Politik (Politics), die in 
beiden Spielarten im Fokus steht, wird auf Ent-
scheidungsprozesse verkürzt. Planspiele können 
demgegenüber die Politics-Dimension facetten-
reicher darstellen und ermöglichen zudem Lern-
prozesse in der formal-institutionellen (Polity) 
und inhaltlichen Dimension (Policy) des Politi-
schen.

Grundcharakteristika von Planspielen

Schon das Kompositum Plan-Spiel verweist auf 
den Grundcharakter der Methode. Der erste Teil 
des Wortes spiegelt den simulativen Modellcha-
rakter wieder: Die politische Realität wird im 
Planspiel didaktisch reduziert, um sie den Ler-
nenden leichter zugänglich zu machen. Aller-
dings wird die Realität nicht verfälschend abge-
bildet, vielmehr bleibt das Elementare und Fun-
damentale eines politischen Problems erhalten 
und wird durch ein repräsentatives Beispiel ver-
anschaulicht.
Der zweite Teil des Wortes weist auf den Spiel-
charakter der Methode hin: Planspiele ermögli-
chen Probehandeln im sanktionsfreien Raum, 
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P L A N S P I E L E N D L E R N E N!

indem die Teilnehmenden „einen durch Regeln 
begrenzten Spiel-Raum durch eigenes spiele-
risches Handeln ausfüllen“ (Schirrmeister/Pless-
ner 2014: 177). Eng damit verbunden ist der Of-
fenheitscharakter von Planspielen, denn Verlauf 
und Ergebnis unterliegen einer ständigen (Spiel-)
Dynamik und können bestenfalls antizipiert, je-
doch nicht mit Sicherheit vorausgesagt werden.

Politikdidaktische Begründung von Plan-
spielen: Prinzipien, Beutelsbacher Kon-
sens und Kompetenzen

Die kurze Darstellung der Grundcharakteristi-
ka von Planspielen gibt erste Hinweise für eine 
fachdidaktische Begründung der Planspielme-
thode in der politischen Bildung.
Sie ermöglicht die Umsetzung zentraler di-
daktischer Prinzipien. In der aus dem Modell-
charakter von Planspielen abgeleiteten didak-
tischen Reduktion lässt sich eine klare Fall- 
orientierung der Methode erkennen. Exempla-
risches Lernen wird ermöglicht und der Lernweg 
verläuft induktiv vom repräsentativen Beispiel 
hin zum Abstrakten bzw. Allgemeinen.
Die zentrale Rolle von politischen Problemstel-
lungen in Planspielen begründet die Problem-
orientierung der Methode. Die Problemorientie-
rung impliziert im Planspiel auch Aktualität und 
Zukunftsorientierung als didaktische Prinzipien: 
Ausgehend von der Problembe schreibung eines 
aktuellen Ausgangszustandes wird durch die an-
gestrebte Problemlösung ein erwünschter Endzu-
stand prospektiv bearbeitet. Eng verbunden mit 
der Problemorientierung ist auch das Kontrover-
sitätsprinzip, wie es im Beutelsbacher Konsens 
niedergeschrieben ist. In Planspielen werden Pro-
blemstellungen durch die Teilnehmenden in un-
terschiedlichen Rollen multiperspektivisch ver-
handelt. Das Kontroversitätsgebot, wonach alles, 
was in Wissenschaft und Politik kontrovers ist, 
auch im Unterricht kontrovers behandelt werden 
soll, ist der Planspielmethode also immanent. So 
wird zudem einer Indoktrination vorgebeugt. 
Das Überwältigungsverbot hat in der Planspiel-
methode also höchste Gültigkeit.
Ein Planspiel ist eine aktivierende, partizipa-
tive Methode, bei der die Handlungsorientie-
rung politischer Bildung beispielhaft umgesetzt 
wird. Der Spielcharakter der Methode fördert 

aktives Probehandeln im sanktionsfreien Raum. 
Auch die im Beutelsbacher Konsens eingefor-
derte Orientierung an der Interessenslage der 
Lerndenen (Schülerorientierung) kann bei einem 
Planspiel verwirklicht werden. Aus politikdi-
daktischer Perspektive scheint beispielsweise die 
Vermittlung der Funktionsweise von internatio-
nalen Organisationen wie den Vereinten Natio-
nen (UNO) schwierig. Zwischen internationalen 
Organisationen wie der UNO und der Lebens-
welt der Schülerinnen und Schüler liegt eine ver-
meintlich kaum zu überwindende Distanz. Der 
Einsatz von Planspielen stellt hier eine Erfolg 
versprechende Methode dar, diese vermeintliche 
Distanz zu verringern, denn sie bietet den Spie-
lenden die Möglichkeit, zumindest ansatzwei-
se (simulative) Primärerfahrungen zu sammeln. 
Ähnliches lässt sich auch bezüglich anderen poli-
tischer Akteure und Institutionen wie dem Euro-
päischen oder einem nationalen Parlament fest-
stellen.
In der Planspielmethode sind aber nicht nur die 
Umsetzung zentraler didaktischer Prinzipien der 
politischen Bildung und die Einhaltung der „drei 
Gebote“ des Beutelsbacher Konsens in besonde-
rer Weise angelegt. Die Methode bietet drittens 
großes Potenzial für den Kompetenzerwerb in 
politischen Bildungsprozessen. Der Erwerb von 
Kompetenzen scheint nicht nur auf Grund der 
Verankerung in den Bildungsplänen aller Schul-
arten in Baden-Württemberg geboten, sondern 
vielmehr auch deshalb, weil für das Leitbild der 
interventionsfähigen Bürgerinnen und Bürger 
Kompetenzen eine notwendige Vorausset  zung 
darstellen.
Die Sachkompetenz hat im Planspiel deshalb be-
sondere Relevanz, „weil ein Mangel an Sachwis-
sen im Spiel unmittelbar als Mangel an Hand-
lungswissen erfahren wird“ (Schirrmeister/ Pless-
ner 2014: 179).
Planspiele stellen an die Teilnehmenden metho-
disch einen hohen Anspruch. Um in einen Dis-
kurs mit anderen Spielenden treten zu können, 
bedarf es unterschiedlicher Techniken. Es gilt 
die relevanten Informationen herauszu�ltern, 
(rollen-)eigene Interessen zu artikulieren und 
diese dann durchzusetzen. Planspiele sind also 
methodisch voraussetzungsvoll, können aber bei 
adäquater Passung in besonderem Maße zur För-
derung der Methodenkompetenz beitragen.
Eine methodische Überforderung der Teilneh-
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P L A N S P I E L E N D L E R N E N!

menden sollte durch eine gute Vorbereitung und 
Betreuung vermieden werden, weil sich Frustra-
tionserfahrungen im Planspiel negativ auf die 
erlebte Handlungskompetenz auswirken kön-
nen. Ziel der handelnden Planspielakteure ist die 
Artikulation und Durchsetzung (rollen-)spezi-
�scher Interessen, Meinungen und Urteile. Diese 
Ziele versuchen die Teilnehmenden im Rahmen 
der gesetzten institutionellen „Spielregeln“ zu 
realisieren. Hierbei werden eine Vielzahl demo-
kratischer Handlungsweisen eingeübt: Verhand-
lungen, Koalitionsbildung, Perspektivenwechsel, 
Kompromiss�ndung und unterschiedliche Ab-
stimmungsverfahren. Planspiele können in die-
ser Hinsicht besonders zur Förderung der politi-
schen Handlungskompetenz beitragen.
Eng hiermit verbunden ist die Stärkung der po-
litischen Urteilskompetenz der Planspielenden. 
Neben der Analyse der eigenen Positionen und 
Argumente müssen diese mit alternativen Sicht-
weisen verglichen werden. Zudem müssen in ver-
schiedenen Phasen eines Planspiels begrün dete 
Entscheidungen getro�en werden, in denen die 
Sach- und Werturteile der Teilnehmenden un-
mittelbar zu Tage treten. Diese sollten von den 
Lernenden plausibel begründet, gegebenenfalls 
modi�ziert oder revidiert werden können.

Grundelemente eines Planspiels

So vielfältig und unterschiedlich Planspiele auch 
sind, so lassen sich doch wiederkehrende Grund-
elemente benennen.

Szenario
Das Szenario hat die Funktion, die Planspiel-
Welt zu gestalten. In ihm werden das Setting 
des Planspiels eingeführt, das politische Problem 
entfaltet und die grundlegenden Kon�iktlinien 
skizziert. Das Szenario beantwortet die Fragen: 
Was wird verhandelt? Wer sind die Verhandeln-
den? Welche grundlegenden Verhandlungspositi-
onen gibt es? Und wo �nden die Verhandlungen 
statt?

Rollenkarten
Die Rollenkarten greifen diese Fragen auf und 
spezi�zieren die im Szenario angelegten Infor-
mationen auf der Ebene des einzelnen Akteurs. 
Die Rollenkarten sind essenziell für die Rollen-
�ndung und geben den Planspielenden rollen-

spezi�sche Informationen. In ihnen ist eine de-
taillierte Rollenbeschreibung enthalten, die die 
Entfaltung rolleneigener Positionen und Argu-
mentationsmuster ermöglicht. Mit Hilfe der Rol-
lenkarte können die Teilnehmerinnen und Teil-
nehmer zudem ihre rollenspezi�sche Position in 
der Planspiel-Welt bestimmen und eine rollena-
däquaten Spielstrategie entwickeln. In ihrer Ge-
samtheit bilden die Rollenkarten wie Mosaik-
steine das Gesamtbild des Planspiel-Kosmos.

Ablaufplan und Spielregeln
Der Ablaufplan macht die chronologische Ab-
folge des Planspiels transparent. Die einzelnen 
Spielschritte, Aufgaben und Ziele werden o�en-
gelegt, (und) den Teilnehmenden eine zeitliche 
Orientierung geboten. Der Ablaufplan wird zu-
meist durch zusätzliche Materialien wie beispiels-
weise eine Geschäftsordnung ergänzt. Neben der 
zeitlichen Festlegung aus dem Ablaufplan erhal-
ten die Planspielenden so die „Spielregeln, die 
den Spielraum begrenzen, und Unterstützung bei 
der Navigation in der Planspiel-Welt. Ablaufplan 
und zusätzliche „Spielregeln“ beantworten also 
die Frage, wie gespielt wird.

Zusatzmaterialien
Mit Zusatzmaterialien kann die Planspiel-Welt 
ausgeschmückt werden. Tisch- und Namens-
schilder, Vordrucke, Fahnen und Hintergrund-
informationen sollten in ihrer Bedeutung nicht 
unterschätzt werden, weil sie den Teilnehmenden 
die Rollenidenti�kation und den Eintritt in die 
Planspiel-Welt erleichtern. Zusatzmaterialien 
scha�en die passende Atmosphäre, geben Hilfe-
stellung und können auf diese Weise einen nicht 
unerheblichen Beitrag zum Gelingen des Plan-
spiels leisten.

Die Phasen eines Planspiels

Ein Planspiel als didaktisch re�ektierte Metho-
de der politischen Bildung lässt sich strukturell 
in Phasen untergliedern. Wenngleich aufgrund 
der großen Vielfalt von Planspielen die Phasen 
im Detail variieren können, lassen sich doch drei 
grundlegende Phasen festhalten:

Einführungsphase (Briefing)
Ziel der Einführungsphase ist es, den Teilneh-
menden einen motivierenden Einstieg in das 
Planspiel zu geben. Hierbei ist es wichtig, die Re-
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P L A N S P I E L E N D L E R N E N!

levanz des Planspiels für die Lebenswelt(en) der 
Spielenden o�enzulegen. Die Einführung voll-
zieht sich dabei auf unterschiedlichen Ebenen: 
Neben der thematisch-inhaltlichen Einführung 
ist je nach Komplexität des Planspiels auch eine 
institutionelle, zwingend jedoch eine metho-
dische Einführung angezeigt. Um im weiteren 
Verlauf einen störungsfreien Spiel�uss zu errei-
chen, sollten in dieser Phase auch die organisa-
torischen Rahmensetzungen vermittelt werden: 
Szenario, Spielregeln und die Rollenverteilung 
sollten detailliert besprochen werden. Darüber 
hinaus sollte den Teilnehmenden in dieser Phase 
ausreichend Zeit für die Einarbeitung in die ei-
gene Rolle, die rollenspezi�schen Positionen und 
die Argumentationsmuster sowie die Möglich-
keit zur Rollenidenti�kation gegeben werden.

Simulationsphase
Die Simulationsphase bildet die eigentliche 
Spielphase des Planspiels. Hierbei ist von beson-
derer Bedeutung, „dass der Beginn der eigent-
lichen Simulationsphase mit einem expliziten 
Wechsel von der Metaebene auf die Handlungs-
ebene verbunden wird“ (Schirrmeister/Plessner 
2014: 184) und für die Planspielenden auch als 
ein solcher erkennbar ist. Ein klares Startsignal 
wie das gemeinsame Betreten eines Plenums, das 
Abspielen einer Hymne oder eine Erö�nungsrede 
können hier unterstützend wirken. Die Simulati-
onsebene sollte während des Planspiels nur noch 
in absoluten Ausnahmefällen verlassen werden, 
um die Spielwelt nicht zu durchbrechen.
Die Simulationsphase stellt einen hohen An-
spruch an die Spielenden. Lerne�ekte auf der 
Spielebene folgen hier einem reziprokzirkulären 
Muster. Die Spieldynamik, das Handeln und Ur-
teilen aller Spielenden wirkt unmittelbar auf die 
politischen Kompetenzen jedes einzelnen Ler-
nenden. Im Wechselverhältnis des eigenen Ur-
teilens und Handelns sowie der Dynamik der 
Spielumgebung erhalten die Lernenden direkt 
Rückmeldung. Diese Rückkoppelungen führen 
in Verbindung mit spielinternen Re�exionspro-
zessen zu erfahrungsbasierten Lerne�ekten und 
neuen Handlungsweisen im Spiel. Auch diese 
treten wieder in Wechselwirkung mit der Lern-
umgebung. Der Zirkel des erfahrungsbasierten 

Lernens setzt sich auf einem komplexeren Niveau 
kontinuierlich fort (vgl. Capaul/Ulrich 2010). 
Diesen Prozess gilt es seitens der Lehrenden auf-
merksam, aber auch mit einem gewissen Maß an 
Zurückhaltung zu begleiten und zu unterstützen. 

Auswertungs- und Reflexionsphase  
(Debriefing)
Am Ende eines Planspiels steht zwingend die 
Auswertungs- und Re�exionsphase. Die Ge-  
währleistung dieser zeitlich letzten Phase ist not-
wendige Voraussetzung für einen erfolgreichen 
Lernprozess im Planspiel! Ohne Debrie�ng blei-
ben die erworbenen Kompetenzen situativ, also 
an den spezi�schen Lernkontext gebunden. Erst 
eine systematische Re�exion führt zu einer De-  
kontextualisierung und zur Befähigung zu ei-
ner selbstständigen Anwendung der im Planspiel  
kontext erworbenen Kompetenzen (Capaul/Ul-
rich 2010).
Mit dem Übergang von der Simulationsphase 
zum Debrie�ng ist ein erneuter Wechsel von der 
Spiel- auf die Meta-Ebene verbunden. Deshalb 
ist der Phasenwechsel allen Spielenden eindeu-
tig kenntlich zu machen. Zur Systematisierung 
der Debrie�ng-Phase hat sich deren Unterteilung 
in drei Phasen bewährt: Nach der Rollendistan-
zierung erfolgt erstens eine Spielauswertung, in 
der das Geschehene auf der Spielebene analysiert 
wird. Im Anschluss kommt es zweitens zur Spiel-
re�exion, in der der Spielverlauf, dessen Ergeb-
nis und die Methode bewertet werden. Den Ab-  
schluss bildet drittens die Transferphase, in der 
insbesondere der Realitäts- und Wissenschafts - 
bezug hergestellt wird. Im gesamten Re�exions-
prozess sind zudem stets die konkreten Lerner-
fahrungen der Teilnehmenden o�enzulegen. Be-
sonders im Schulkontext kann es gewinnbrin-
gend sein, während des Debrie�ngs mögliche 
Wissenslücken zu identi�zieren, welche für die 
Planung des weiteren Unterrichts maßgeblich 
sein können (vgl. Schirrmeister/Plessner 2014).
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3. Kommunalpolitik  
in Baden-Württemberg

Kommunalpolitik ist ein Sammelbegri� für al-
les, was in den Zuständigkeitsbereich der Ge-
meinden, Städten und der Landkreise – der 
kommunalen Ebene – fällt. Hinzu kommen die 
Regionalverbände, die die Zusammenarbeit in-
nerhalb der Regionen, z. B. bei der Regionalpla-
nung, verstärken sollen. Kommunalpolitik �n-
det vor Ort statt, vor der eigenen Haustür und 
im direkten Wohn- und Lebensumfeld, und hat 
direkten Ein�uss auf das Leben der Menschen. 
Umgekehrt können die Menschen die Politik vor 
Ort so stark und direkt mitbestimmen wie bei 
keiner anderen staatlichen Ebene. Dass die Kom-
munen ihre Angelegenheiten selbst regeln kön-
nen, folgt aus dem Recht auf kommunale Selbst-
verwaltung, welches im Grundgesetz (Art. 28) 
und in Baden-Württemberg in der Landesverfas-
sung (Art. 71) festgeschrieben ist.
In Baden-Württemberg gibt es 1.101 Gemein-
den. Es ist das Bundesland der kleineren und 
mittleren Gemeinden, denn nur neun Städte 
haben mehr als 100.000 Einwohnerinnen und 
Einwohner. Demzufolge sind 1.062 Gemeinden 
im Gemeindetag Baden-Württemberg und 189 
Städte im Städtetag Baden-Württemberg organi-
siert. Die kleineren Städte und Gemeinden gehö-
ren einem der 35 Landkreise an. Hinzu kommen 
neun Stadtkreise. Die Regionen Baden-Württ-
embergs sind zudem in zwölf Regionalverbän-
den organisiert. Die vier Regierungsbezirke Frei-
burg, Karlsruhe, Stuttgart und Tübingen bilden 
Mittelinstanzen zwischen der Landes- und der 
kommunalen Verwaltung, gehören also nicht zur 
kommunalen Ebene.

Kommunale Aufgaben  
und ihre Finanzierung

Freibad, Radewege oder Müllabfuhr – Das Spek-
trum der kommunalen Aufgaben ist groß und 
lässt sich in freiwillige, P�icht- und Weisungs-
aufgaben unterteilen. Auch Weisungsaufgaben 
sind demnach P�ichtaufgaben, die die Kom-

munen nach Zuweisung durch höhere staatliche 
Ebenen ausführen müssen. Bei den freiwilligen 
Aufgaben haben die Kommunen den größten 
Gestaltungsspielraum. Sie können eigenständig 
darüber entscheiden, ob und wie etwas umge-
setzt werden soll. Ob es also vor Ort Freizeitein-
richtungen wie ein Freibad oder einen Skatepark 
gibt, kann die Kommune eigenmächtig entschei-
den. P�ichtaufgaben müssen die Kommunen er-
füllen, können aber selbst festlegen, wie dies ge-
schehen soll. So muss es eine Feuerwehr vor Ort 
geben, aber die Kommune kann selbst entschei-
den, ob diese mit einem speziellen Hubrettungs-
fahrzeug ausgestattet sein muss. Die Weisungs-
aufgaben werden den Kommunen von anderen 
staatlichen Ebenen zugewiesen, und die Kom-
munen müssen diese ausführen. Sie haben dabei 
keinen Gestaltungsspielraum. Bei Reisepässen 
hat die Kommune also nicht die Möglichkeit, 
den Einband von bordeauxrot auf froschgrün zu 
ändern. 
Im Rahmen der kommunalen Selbstverwaltung 
stehen den Kommunen zwar verschiedene ho-
heitliche Rechte (z. B. Organisations-, Planungs- 
oder Steuerhoheit) zu, dennoch sind sie in ihren 
Entscheidungen nicht gänzlich frei, sondern an 
die gesetzlichen Vorgaben der anderen staatli-
chen Ebenen gebunden. So kann eine Stadt trotz 
Finanzhoheit nicht unbegrenzt Schulden auf-
nehmen, um freiwillige Aufgaben auszuführen, 
selbst wenn alle im Gemeinderat und die gan-
ze Einwohnerschaft dafür wären. Vielmehr wird 
ein vom Gemeinderat beschlossener Haushalt 
überprüft und kann ggf. auch zurückgewiesen 
werden. Die Kommunen unterliegen der Rechts-
aufsicht durch Landratsämter, Regierungspräsi-
dien und das Innenministerium.
Weiterhin müssen die Kommunen auch landes-, 
bundes- bis hin zu europarechtlichen Vorgaben 
berücksichtigen, z. B. wenn neue Bauvorhaben 
realisiert werden. Und nicht zuletzt sind viele 
Kommunen auf �nanzielle Mittel des Bundes-
landes angewiesen. 
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Die Kommunen in Baden-Württemberg erzielten 
2017 Einnahmen von ca. 38,5 Mrd. Euro. Davon 
waren etwa 41 Prozent Steuereinnahmen und ca. 
36 Prozent Finanzzuweisungen. Diese Zuwei-
sungen hatten 2018 ein Volumen vom 15,1 Mrd. 
Euro, wobei ein Teil dieser Zuweisungen (4,2 
Mrd. Euro) von den Kommunen selbst kommt. 
Damit gibt es auch einen Ausgleich zwischen �-
nanziell starken und schwachen Kommunen.
Die Ausgaben der Kommunen beliefen sich im 
Jahr 2017 auf rund 37,2 Mrd. Euro. Der größ-
te Teil waren Ausgaben im sozialen Bereich, 

Freiwillige Aufgaben Pflichtaufgaben
Zuweisungs-  

und Auftragsaufgaben

• öffentliche Einrichtungen 
für Freizeit, Kultur und 
Sport (Theater, Biblio-
thek, Freibad, Sporthalle, 
Skatepark)

• Angebote der Erwachse-
nenbildung (VHS)

• Wirtschaftsförderung

• Zuschüsse für örtliche 
Vereine

• Wasserversorgung

• örtliche Verkehrsinfra-
struktur

• Aufstellung und Unterhalt 
einer Feuerwehr

• Unterhaltung eines  
Friedhofs

• Abwasserbeseitigung

• Trägerschaft für allgemein-
bildende Schulen

• Bauleitplanung

• Beleuchtung von Straßen 
und Wegen

• Reinigung und Winterdienst 
für die örtlichen  
Fahrbahnen

• Betreuungsangebote  
für Kinder

• Pass- und Meldewesen

• Standesamt

• Bearbeitung von Bauan-
trägen

• Aufgaben im Gewerbe- 
und Gaststättenrecht

• Durchführung von Wah-
len im Auftrag andere 
staatlicher Ebenen  
(z. B. Bundestagswahl)

• Ausbildungsförderung

Beispiele für Aufgaben der Kommunen

beispielsweise für Senioren- und P�egeeinrich-
tungen, Kindergärten und Kinderkrippen oder 
Ausgaben für die Jugendhilfe bzw. die Sozialhil-
fe.
Auch von Fördermitteln des jeweiligen Bundes-
landes oder des Bundes pro�tieren die Kommu-
nen. Von den 10 Mio. Euro, die beispielsweise 
die Einführung eines �ächendeckenden Glasfa-
sernetzes in Schrozberg (Landkreis Schwäbisch 
Hall) kostet, liegt der Eigenanteil der Stadt bei 
rund 3,5 Mio. Euro, die restlichen Mittel sind 
Bundes- oder Landeszuschüsse. 

Akteure in der Kommunalpolitik

Im Grundgesetz (Art. 28) ist festgelegt, dass das 
Volk in den Ländern, Kreisen und Gemeinden 
eine Vertretung haben muss, die durch allge-
meine, unmittelbare, freie, gleiche und geheime 
Wahlen bestimmt wird. In den Städten und Ge-
meinden ist dies der Gemeinderat. Er wird in 
Baden-Württemberg alle fünf Jahre neu gewählt.

Das zweite Organ in den Gemeinden und Städ-
ten ist die/der Bürgermeister/-in. Sie/er wird je-
weils nach den selben Wahlrechtsgrundsät-
zen auf acht Jahre gewählt. In den Stadtkrei-
sen und den „Großen Kreisstädten“ (ab 20.000 
Einwohnern/-innen) lautet die Bezeichnung 
Oberbürgermeister/-in. Die Direktwahl durch 
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die Bürgerinnen und Bürger sowie die von der 
Amtsperiode eines Gemeinderats unabhängige 
und längere Amtszeit verleiht ihr/ihm eine be-
sondere Stellung in der Kommunalpolitik.
Die (Ober-)Bürgermeisterin bzw. der (Ober-)
Bürgermeister führt den Vorsitz im Gemeinderat 
sowie in dessen Ausschüssen, leitet die Verwal-
tung und repräsentiert die Stadt oder Gemeinde 
nach innen und nach außen. Sie/er ist somit als 
Vorsitzende/-r und stimmberechtiges Mitglied 
nicht nur maßgeblich in die Entscheidungen des 
Gemeinderates eingebunden, sondern als Leiter/-
in der Verwaltung an oberster Stelle auch für die 
Umsetzung der Gemeinderatsbeschlüsse zustän-
dig. Die Mitarbeiter/-innen in der Verwaltung 

sind im Vorfeld eines Gemeinderatsbeschlusses 
gefragt, wenn es beispielsweise um rechtliche 
oder �nanzielle Fragen zu einem bestimmten 
�ema geht, da dort die fachliche Expertise vor-
handen ist. Über Prüfaufträge an die Verwaltung 
hat der Gemeinderat die Möglichkeit, bestimmte 
�emen ausführlicher untersuchen zu lassen. 
Weitere Akteure können Ortschafts- und Be-
zirksbeiräte sein. Ihre Einführung in den Ge-
meinden mit räumlichen getrennten Ortsteilen, 
den „Großen Kreisstädten“ bzw. den Stadtkrei-
sen ist allerdings nicht verp�ichtend. Durch sol-
che Räte sollen die Anliegen und Interessen von 
Teilorten oder Stadtteilen bzw. Wohnbezirken in 
der lokalen Politik bessere Berücksichtigung �n-
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den. Sie sind beratend tätig und haben ein An-
hörungsrecht. Ein Ortschaftsrat, der wie ein Ge-
meinderat bestimmt wird, hat zudem ein Vor-
schlagsrecht bei allen Belangen, die die jeweilige 
Ortschaft betre�en.
Die Bürgerinnen und Bürger einer Kommune 
können sich auch über Wahlen hinaus einbrin-
gen. So besteht die Möglichkeit, dass sie über 
ein erfolgreiches Bürgerbegehren einen Bürger-
entscheid durchsetzen und somit möglicherweise 
einen Beschluss des Gemeinderates kippen oder 
anstelle des Gemeinderates einen Beschluss her-
beiführen können. Solche Formen der direkten 
Demokratie verleihen den Bürgerinnen und Bür-
gern auf kommunaler Ebene zusätzliches Ge-
wicht. Die Einwohnerinnen und Einwohner, die 
nicht wahlberechtig sind, haben zumindest die 
Möglichkeit, dafür zu sorgen, dass ihnen wich-
tige �emen ö�entlich besprochen oder im Ge-
meinderat diskutiert werden.

Der Gemeinderat als Hauptorgan

Nach der Gemeindeordnung von Baden-Württ-
emberg ist der Gemeinderat das Hauptorgan 
der Gemeinde. Obwohl oftmals von Kommu-
nalparlamenten die Rede ist, handelt es sich 
um ein Verwaltungsorgan. Vergleiche mit Par-
lamenten wie Bundes- oder Landtag sind daher 
nur bedingt richtig. Bei den Gemeinde- bzw. 
Stadträten/-innen handelt es sich um ehrenamt-
liche Kommunalpolitiker/-innen, die gelegent-
lich auch als „Feierabendpolitiker“ (Wehling zi-
tiert nach Frech 2018: 34) bezeichnet werden. 
Den ehrenamtlichen Mitgliedern des Gemeinde-
rates steht mit der/dem (Ober-)Bürgermeister/-in 
ein „Pro�“ gegenüber, der/dem die Verwaltung 
sachkundig zuarbeitet (vgl. ebd.). Außerdem hat 
sie/er als Vorsitzende/-r des Gemeinderates durch 
die Festlegung der Tagesordnung einen Ein�uss 
darauf, was, wann und wie ein �ema im Ge-
meinderat diskutiert bzw. entschieden wird. 
Ein Gemeinderat ist die Interessensvertretung 
der Bürgerschaft. Bei der Gemeinderatswahl 
zeigt sich dies u. a. daran, dass die Wahlbe-
rechtigten über das Kumulieren und Panaschie-
ren einen großen Ein�uss auf die Zusammen-
setzung dieses Gremiums nehmen können. Den 
Kandidierenden, die man für den Gemeinderat 

besonders geeignet hält, kann man bis zu drei 
Stimmen geben. Zugleich sind die Wahlberech-
tigten nicht an einen Wahlvorschlag gebunden, 
sondern können Kandidierende auch über ver-
schiedene Wahllisten hinweg wählen. Die Größe 
eines Gemeinderates richtet sich nach der Ein-
wohnerzahl und liegt zwischen acht (nicht mehr 
als 1.000 Einwohner/-innen) und 60 Mitgliedern 
(mehr als 400.000 Einwohner/-innen). 
In der Zusammensetzung eines Gemeinderates 
spiegeln sich der Wählerwillen und somit auch 
die unterschiedlichen Interessen und Positionen 
der wahlberechtigten Einwohnerschaft wider. 
Einem Beschluss im Gemeinderat gehen idealer-
weise Diskussionen voraus, die dieser stellvertre-
tend für die Einwohnerschaft führt. Da bei einer 
Sitzung des Gemeinderates die meisten Tages-
ordnungspunkte ö�entlich sind, kann die Ein-
wohnerschaft diese verfolgen. Weiterhin kann 
der Gemeinderat auch sachkundige Einwohne-
rinnen und Einwohner in die beratenden Aus-
schüsse berufen.
In Bezug auf die kommunale Selbstverwaltung 
gilt für den Gemeinderat das Prinzip der Allzu-
ständigkeit. Er entscheidet über alle Angelegen-
heiten der Gemeinde und legt die Grundsätze 
für die Verwaltung fest, soweit nicht durch ein 
Gesetz bestimmt ist, dass die/der Bürgermeister/-
in zuständig ist oder der Gemeinderat ihr/ihm 
bestimmte Aufgaben übertragen hat. Der Ge-
meinderat hat ein „kommunales Gesetzgebungs-
recht“, da er Satzungen beschließen kann, die 
auf dem Gebiet der Kommune Gültigkeit haben. 
Weiterhin gehören die Planungen zur Gemeinde-
entwicklung und zur Flächennutzung sowie die 
Finanzplanung zu seinen Aufgaben. Außerdem 
bestimmt der Gemeinderat im Einvernehmen 
mit der/dem Bürgermeister/-in die Personalpo-
litik der Kommune und überwacht die Ausfüh-
rung und Umsetzung seiner Beschlüsse. Wer-
den Missstände in der Kommune oder der Ver-
waltung festgestellt, hat der Gemeinderat das 
Recht, die/den Bürgermeister/-in aufzufordern, 
diese zu beseitigen. Als „Königsrecht“ wird zu-
dem die Haushaltshoheit, also der Beschluss 
über die Verwendung der Haushaltsmittel, be-
zeichnet. Im Gemeinderat werden die Debatten 
geführt und abschließend auch beschlossen, wie 
und wofür die Stadt oder Gemeinde die zur Ver-
fügung stehenden Mittel verwenden will (vgl. 
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Frech 2018: 29). Der Haushalt einer Kommune 
ist nicht nur ein umfangreiches Zahlenwerk, in-
dem Einnahmen und Ausgaben aufgeführt sind, 
sondern ist auch Ausdruck der jeweiligen kom-
munalpolitischen Schwerpunkte. Für Bereiche, 
in denen eine Kommune besonders aktiv sein 
will, z. B. Kinderbetreuung, Schulen oder ö�ent-
licher Nahverkehr, wird sie auch mehr �nanzielle 
Mittel bereitstellen.
Beratungen und Abstimmungen des Gemeinde-
rates sind nur möglich, wenn die Sitzung ord-
nungsgemäß einberufen wurde. Viele Tagesord-
nungspunkte und Entscheidungen werden in den 
Ausschüssen vorbereitet. Dadurch wird die Ar-
beit des Gemeinderates erleichtert. Neben bera-
tenden Ausschüssen kann es auch beschließende 
Ausschüsse geben, die aus dem Gemeinderat  
heraus gebildet werden und an seiner Stelle ent-
scheiden. Im Gemeinderat werden Beschlüsse in 
der Regel mit Stimmenmehrheit (einfache Mehr-
heit) getro�en. Die Beschlussfähigkeit ist dann 
gegeben, wenn mindestens die Hälfte aller Mit-
glieder anwesend ist. 

Kinder- und Jugendbeteiligung

2015 wurde die Gemeindeordnung in Baden-
Württemberg geändert und dabei auch die Kin-
der- und Jugendbeteiligung gestärkt. So müssen 
Jugendliche und können Kinder an Planungen 
und Vorhaben beteiligt werden, die ihre Interes-
sen berühren. Die Form der Beteiligung ist dabei 
nicht vorgeschrieben. Allgemein unterscheidet 
man zwischen repräsentativ-parlamentarischen, 
o�enen und projektbezogenen Formen der Kin-
der- und Jugendbeteiligung. Eine der bekann-
testen Formen der Jugendbeteiligung in Baden-
Württemberg ist der Jugendgemeinderat, der der 
repräsentativ-parlamentarischen Form zugerech-
net wird. Von den 1.101 Kommunen in Baden-
Württemberg haben allerdings nur 105 eine sol-
che Beteiligungsform. Insgesamt gaben bei einer 
Studie zur kommunalen Kinder- und Jugendbe-
teiligung aus dem Jahr 2018 etwas mehr als die 
Hälfte der Kommunen an (53 Prozent), Jugend-
beteiligung durchzuführen. Wesentlich häu�ger 
werden dabei o�ene und projektbezogene For-
men der Jugendbeteiligung angeboten. Auch vor 
der Änderungen der Gemeindeordnung nahm 

die Jugendbeteiligung kontinuierlich zu. Nach 
2015 ist allerdings eine schnellere Zunahme, be-
sonders bei o�enen und projektbezogenen For-
men, zu beobachten. Kinderbeteiligung wird nur 
in etwa einem Viertel der Kommunen durchge-
führt (vgl. LpB BW 2019).
Mit der Änderung der Gemeindeordnung wurde 
auch das Recht von Jugendlichen gestärkt, eine 
eigene Jugendvertretung zu beantragen. Über ei-
nen solchen Antrag muss dann der Gemeinderat 
entscheiden. Eine solche Jugendvertretung soll 
über ein Rede-, ein Anhörungs- sowie ein An-
tragsrecht verfügen und mit angemessenen �-
nanziellen Mitteln ausgestattet werden.
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Beteiligungs-Dings 
Beratungspaket 
Kommunale  Kinder- und 
 Jugendbeteiligung in Baden- 
Württemberg
Für (Ober-)Bürgermeister*innen, 
 Gemeinderat, Verwaltung und andere 
 Akteur*innen aus Kommune und Landkreis

Ansprechpartnerin:
Angelika Barth, Fachbereich Jugend und Politik
Lautenschlagerstraße 20, 70173 Stuttgart
Telefon: 07 11/16 40 99-22  
angelika.barth@lpb.bwl.de oder 
beteiligungsdings@lpb.bwl.de
Weitere Informationen unter: 
www.lpb-bw.de/jugend_politik.html
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4. Didaktische und methodische  
Hinweise

Zielsetzung

Ziel des Planspiels ist es, die Teilnehmenden mit 
den kommunalen Diskussions- und Entschei-
dungsstrukturen am Beispiel einer Gemeinde-
ratssitzung vertraut zu machen. Diese kommu-
nalpolitischen Prozesse werden exemplarisch 
am Beispiel der Diskussion zur Errichtung eines 
Skateparks, inklusive einer möglichen Entschei-
dung für oder gegen einen Skatepark, simuliert. 
Dabei wurde ein �ema gewählt, welches schein-
bar nah an der Lebenswirklichkeit von Jugend-
lichen ist. 
Die Teilnehmenden lernen anhand der Rollen-
pro�le von �ktiven Parteien, Gruppierungen 
und anderen kommunalpolitischen Akteuren, 
wie kommunale Entscheidungsprozesse ablaufen, 
welche Akteure in solche Prozesse eingebunden 
sind und welche Perspektiven und Kon�iktlinien 
dabei zu Tage treten können. 
Ein Planspiel ist immer ergebnisso�en. Das 
Ziel dieses Planspiels ist es, durch Verhand-
lungen zu einem mehrheitsfähigen Kompromiss 
auf Grundlage der Beschlussvorlage zu kom-
men. Wie dieser Kompromiss letztlich aussieht, 
welche Positionen am Ende mehrheitsfähig sind 
und welche Änderungen in die ursprüngliche 
Beschlussvorlage eingearbeitet werden, ist dem 
Planspielverlauf geschuldet.
Durch das Planspiel sollen die Schülerinnen und 
Schüler in die Lage versetzt werden, kommunal-
politische Prozesse beschreiben und analysieren 
zu können (Analysekompetenz). Am Fallbeispiel 
des Baus einer Skateranlage kann zudem die Ur-
teilskompetenz sowie die Handlungskompetenz 
gefördert werden. 
Zielgruppe für das Planspiel sind Schülerinnen 
und Schüler der Sekundarstufe I ab Klasse 8 
bzw. Jugendliche ab 14 Jahren. Mit Einführung 
und Auswertung ist das Planspiel auf etwa fünf 
Zeitstunden angelegt. Es kann sein, dass das 
Planspiel früher beendet ist. Es sollte aber nicht 
deutlich länger als fünf Stunden dauern. Die 

Spielphase sollte so beendet werden, dass noch 
ausreichend Zeit für die Auswertung zur Ver-
fügung steht. Pausen können nach Bedarf ge-
macht werden. Im Schulkontext kann das Plan-
spiel über sechs Schulstunden dauern. Da in der 
Schule während der großen Pausen der Lärm-
pegel natürlicherweise hoch ist und die Schüle-
rinnen und Schüler diese Pausen gewohnt sind, 
können sie auch im Planspiel gemacht werden. 

Vorbereitung und Einführung

Das Planspiel kann mit bis zu 43 Teilnehmenden 
gespielt werden. Neben den 32 Gemeinderäten/-
innen, einer Oberbürgermeisterin bzw. einem 
Oberbürgermeister und zwei Vertretern/-innen 
der Stadtverwaltung können der Jugendgemein-
derat und die Pressegruppe mit jeweils bis zu 
vier Personen besetzt werden. Bei einer gerin-
geren Zahl von Teilnehmenden kann die Größe 
der Gruppen angepasst werden. Hierbei sollte je-
doch darauf geachtet werden, dass die Kräftever-
hältnisse des Gemeinderats in etwa beibehalten 
werden. Bei einer geringen Anzahl an Teilneh-
menden kann auch auf einzelne Gruppen ganz 
verzichtet werden (z. B. Pressegruppe, kleine 
Gruppe im Gemeinderat). Insgesamt sollten es 
jedoch nicht weniger als 15 Teilnehmende sein, 
damit eine gewisse Dynamik und Vielfalt der 
Positionen im Planspiel gewährleistet wird. Jede 
Gruppe sollte zudem mit mindestens zwei Per-
sonen besetzt sein. 
Vor Beginn des Planspiels sollten sämtliche Ma-
terialien wie folgt ausgedruckt bzw. kopiert wer-
den: 

 √ Szenario (M2) und das Glossar (M7) für alle 
Teilnehmenden

 √ Rollenpro�le (M3) (gemäß Verteilung der 
Teilnehmenden auf die Rollen)
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 √ Beschlussvorlage (M4), Hintergrundinfor-
mationen Skatepark (M6) sowie Haushalts-
übersicht Neckardorf (M5) einmal für jede 
Gruppe

 √ Stadtplan als DIN-A4-Ausruck für jede 
Gruppe oder DIN-A3-Ausdruck zum Auf-
hängen (online)

 √ Tisch- und Namensschilder für die verschie-
denen Rollen (online)

Die Materialien M4 und M5 sind so gestaltet, 
dass das jeweilige Datum bzw. Jahr eingetragen 
werden kann. Die online verfügbaren Materi-
alien können aufgerufen werden unter:
www.lpb-heidelberg.de/planspiel_skatepark.html

Neben den Materialien sollte auch der Raum 
vorbereitet werden. Der Raumgröße muss für die 
Anzahl der Teilnehmerinnen und Teilnehmer 
angemessen sein. Für eine gute Arbeitsatmosphä-
re ist es wichtig, dass der Raum so groß ist, dass 
alle Teilnehmenden Platz haben. Die Tische und 
Stühle sollten so gestellt sein, dass sie eine Dis-
kussion ermöglichen. So können sie in U-Form, 
als Kreis oder als Viereck aufgestellt werden. 
Idealerweise steht ein zweiter (kleinerer) Raum 
zur Verfügung, damit die Gruppen während der 
Einarbeitungsphase besser verteilt werden kön-
nen bzw. damit sich die Gruppen bei Bedarf un-
gestört beraten können. Die Pressegruppe sollte 
am Rand sitzen, sodass sie einen guten Überblick 
über die Debatte hat. Außerdem wird so deut-
lich, dass die Pressegruppe nicht aktiv an den 
Diskussionen und Verhandlungen teilnimmt, 
sondern darüber berichtet und den Planspielver-
lauf kommentiert.
Das kommunalpolitische Planspiel kann auch im 
Sitzungssaal des Gemeinderates bzw. im Rathaus 
gespielt werden. Ein solcher außerschulischer 
Lernort wertet die Durchführung auf und kann 
sich positiv auf den Lernerfolg auswirken.

Die Einführung in die Methode Planspiel und 
die �ematik kann mit Hilfe einer Präsentati-
on geschehen. Auch diese steht online zur Ver-
fügung. Darin wird neben der Methode auch 
der Ablauf des Planspiels erklärt. Hierbei ist es 
besonders wichtig hervorzuheben, dass die Teil-
nehmenden im Planspiel Rollen und Positionen 

übernehmen, die womöglich nicht den eigenen 
Meinungen und Ansichten entsprechen. Aber 
gerade dieser Perspektivwechsel ist unbedingt 
erwünscht. Außerdem wird auf die Grundzüge 
der Kommunalpolitik und seiner Entscheidungs-
prozesse eingegangen. Sollte für die thematische 
Einführung mehr Zeit zur Verfügung stehen, 
können auch Materialien aus dem Heft „Politik 
& Unterricht aktuell 19“ genutzt werden. Sie er-
möglichen eine ausführliche Beschäftigung mit 
den kommunalen Aufgaben, den Akteuren in der 
Kommunalpolitik, den kommunalen Diskussi-
ons- und Entscheidungsprozessen sowie den Be-
teiligungsmöglichkeiten der Bürgerschaft bzw. 
der Jugendlichen.
online unter www.politikundunterricht.de/kom-
munalwahl2019/kommunalwahl.htm

Einarbeitung

Nach der methodischen und thematischen Ein-
führung wird zunächst das Szenario (M2) aus-
geteilt und gelesen. Das Szenario ist die Grund- 
und Ausgangslage für das Planspiel. Daher sollte 
es nach dem Lesen ausführlich besprochen und 
o�ene Fragen geklärt werden. Bei einem nied-
rigeren Lernniveau der Gruppe kann das Szena-
rio auch gemeinsam und abschnittsweise gelesen 
und besprochen werden.

Anschließend erfolgt die Verteilung der Rollen. 
Eine besonders exponierte Position ist die Rol-
le des Oberbürgermeisters bzw. der Oberbürger-
meisterin, da dieser Person im Planspielverlauf 
die Aufgabe zukommt, die Sitzung zu leiten oder 
bei der Kompromiss�ndung zwischen verschie-
denen Gruppen zu vermitteln. Für diese Aufga-
ben kann entweder vorher eine Person bestimmt 
werden oder es wird gefragt, wer diese Rol-
le übernehmen möchte. Falls mehrere Teilneh-
mende dies machen möchten, kann eine „OB-
Wahl“ durchgeführt werden, um diese Rolle zu 
besetzen. Aus Zeitgründen kann dies in o�ener 
Abstimmung per Handzeichen erfolgen. Die Per-
son mit den meisten Stimmen wird dann für die-
se Rolle eingeteilt. Soll diese „OB-Wahl“ realis-
tisch sein, müsste eine geheime Abstimmung er-
folgen. Für den ersten Wahlgang wäre dann zu-
nächst die absolute Mehrheit der abgegebenen 
Stimmen nötig. 
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Auch diejenigen Teilnehmenden, die später die 
Pressegruppe bilden, haben eine besondere Auf-
gabe außerhalb der eigentlichen Debatte. Daher 
kann auch für diese Rollen nach Freiwilligen ge-
fragt werden.
Die restlichen Rollen werden anschließend per 
Zufallsprinzip verteilt oder zugelost. Die Erfah-
rung zeigt, dass es sich an der dieser Stelle nicht 
lohnt, das Tauschen von Rollen zu zulassen. Die 
beste Freundin, der beste Freund muss nicht un-
bedingt in der gleichen Gruppe sein. Letztlich 
werden nie alle mit ihren Rollen zufrieden sein 
und es kostet nur unnötig Zeit bzw. sorgt für 
Unruhe in den Lerngruppen. 
Sind alle Rollen zugeteilt, �nden sich die Teil-
nehmenden in ihren jeweiligen Arbeitsgruppen 
zusammen, um die Rollenpro�le zu lesen und 
die Arbeitsaufträge zu bearbeiten. Der Oberbür-
germeister bzw. die Oberbürgermeisterin bildet 
mit den beiden Vertretern/-innen der Stadtver-
waltung eine Arbeitsgruppe. Wichtig ist, dass 
die Gruppen ihre jeweilige Position herausarbei-
ten und diese dann im Planspielverlauf vortragen 
und mit Argumenten untermauern können. Für 
eine stärkere Identi�kation mit der jeweiligen 
Rolle können sich die Teilnehmenden für das 
Planspiel �ktive Namen ausdenken. Während 
der Einarbeitung sollte noch kein Austausch 
bzw. keine Verhandlung zwischen den Gruppen 
statt�nden. 
Wenn alle Teilnehmenden zur Erö�nung des 
Planspiels wieder zusammenkommen, sollte es 
den Hinweis geben, dass während des Planspiels 
die hö�iche Anrede genutzt wird. Entweder 
werden die gewählten Nachnamen oder Anre-
den wie „Frau Oberbürgermeisterin“ oder „Herr 
Stadtrat“ benutzt. Die Bezeichnung Stadträtin 
bzw. Stadtrat ist deshalb zu wählen, da die Mit-
glieder des Gemeinderates in den Städten nicht 
als Gemeinderäte/-innen, sondern als Stadträte/-
innen bezeichnet werden.

Eröffnung des Planspiels

Nach der Einarbeitungsphase wird das Plan-
spiel o�ziell erö�net. Es beginnt die Spielphase. 
Nun sollten auch die Tischschilder bereit stehen, 
sodass die jeweiligen Gruppen zusammensit-
zen. Vor der eigentlichen Sitzung kann es einen 
kurzen Live-Bericht durch die Pressegruppe ge-

ben. Der Oberbürgermeister bzw. die Oberbür-
germeisterin erö�net anschließend die Sitzung 
und hält eine Erö�nungsrede. Dabei wird nicht 
nur auf das �ema eingegangen, sondern auch 
die Beschlussvorlage vorgestellt und begründet. 
Anschließend haben alle Parteien und Gruppen 
die Möglichkeit, mit einer kurzen Rede ihre Po-
sition vorzustellen.

Offene Debatte und Verhandlungen

Die Oberbürgermeisterin bzw. der Oberbürger-
meister leitet die Sitzung. Sie/er sorgt dafür, dass 
die Diskussion geordnet abläuft. Hierbei unter-
stützen ihn die Vertreter/-innen der Stadtver-
waltung, indem sie beispielsweise eine Rednerli-
ste führen. Es können auch Probeabstimmungen 
durchgeführt werden, um ein Stimmungsbild, 
beispielsweise zu einem Teilaspekt der Beschluss-
vorlage oder Änderungen an der Beschlussvorla-
ge, zu erheben.
Die Planspielleitung sollte während der Spiel-
phase grundsätzlich eine zurückhaltende Rolle 
einnehmen. Eventuell reicht es aus, wenn dem 
Oberbürgermeister bzw. der Oberbürgermeiste-
rin oder den verschiedenen Gruppen gezielt Hin-
weise gegeben werden, ohne das Planspiel zu un-
terbrechen. Dies könnte der Fall sein, wenn die 
Debatte etwa an einem bestimmten Punkt ins 
Stocken gerät. Je nach Verlauf der Diskussion 
kann die Sitzung unterbrochen werden, damit 
sich die Gruppen beraten oder informelle Ge-
spräche zwischen den Gruppen statt�nden kön-
nen. Gerade bei einer schwierigen Kompromiss-
�ndung könnte es immer wieder nötig sein, kur-
ze Unterbrechungen zu machen. Falls dies nicht 
von Nöten sein sollte, sollte die Debatte minde-
stens einmal (vor der abschließenden Abstim-
mung) unterbrochen werden. Dann können sich 
die Teilnehmenden in ihren Gruppen absprechen 
und ihr Abstimmungsverhalten festlegen. Auch 
für die Formulierung von Änderungsanträgen 
können Unterbrechungen nötig sein.
Die Pressegruppe sollte die Sitzungen und die 
Diskussionen kritisch begleiten. Das kann da-
durch geschehen, indem über Diskussionsbeiträ-
ge berichtet wird oder diese kommentiert wer-
den. Zum Beispiel können Schlagzeilen verfasst 
werden, die in Form eines News-Tickers über 
Beamer für alle sichtbar gemacht werden. Oder, 
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falls die technischen Voraussetzungen nicht vor-
handen sind, können Schlagzeilen und Kom-
mentare auch an der Tafel oder einer Pinnwand 
verö�entlicht werden.

Abschlussrunde und Abstimmung

Wenn sich eine Mehrheit für die möglicherwei-
se geänderte Beschlussvorlage abzeichnet, geht 
es in die Schlussrunde. Jede Gruppe bekommt 
die Gelegenheit, ihre Position vorzustellen und 
zu begründen, warum sie für oder gegen die Be-
schlussvorlage stimmen wird. Änderungsanträge, 
die möglicherweise nicht in die Beschlussvorlage 
eingearbeitet oder zurückgezogen wurden, kön-
nen ebenfalls vorgestellt und begründet werden. 
Falls sich keine Mehrheit abzeichnet, sollte die 
Abschlussrunde spätestens so angesetzt werden, 
dass anschließend noch genügend Zeit für das 
Debriefung zur Verfügung steht.
In der anschließenden Abstimmung sind nur die 
Oberbürgermeisterin bzw. der Oberbürgermei-
ster sowie die Gemeinderäte/-innen stimmbe-
rechtigt. Der Oberbürgermeister bzw. die Ober-
bürgermeisterin leitet die Abstimmung. Er/sie 
fragt, wer dafür oder dagegen ist und wer sich 
enthält. Angenommen ist ein Antrag bzw. die 
Beschlussvorlage, wenn darauf die einfache 
Stimmenmehrheit entfällt (mehr Ja- als Nein-
Stimmen, wobei Stimmenthaltungen nicht mit-
gezählt werden). Zunächst wird über Änderungs-
anträge abgestimmt, die nicht zurückgezogen 
wurden. Wird ein solcher Antrag angenommen, 
muss er in die Beschlussvorlage eingearbeitet 
werden. Zum Schluss wird über die Beschluss-
vorlage insgesamt abgestimmt. Auch hier gilt die 
einfache Mehrheit. Prinzipiell ist es auch mög-
lich, dass die Beschlussvorlage zurückgewiesen 
wird, weil sie keine Mehrheit �ndet.
Nach der Abstimmung fassen die Presse-
vertreter/-innen den Verlauf der Debatte und 
deren Ergebnisse noch einmal zusammen und 
kommentieren diese.

Auswertung

Vor der Auswertung wird zunächst das Ende der 
Spielphase verkündet. Nach dem Ende des Plan-
spiels werden in einem symbolischen Schritt die 
Rollen abgelegt und eine kleine Pause gemacht. 

Ein solcher symbolischer Akt der Distanzierung 
von der gespielten Rolle ist es zum Beispiel, wenn 
die Namensschilder abgelegt werden. 
Es folgt die Auswertungsphase, um das Erlebte 
emotional und inhaltlich zu re�ektieren. Die 
Teilnehmenden erhalten die Gelegenheit, sich zu 
äußern, wie sie das Planspiel erlebt und wie sie 
sich im Lauf der Simulation gefühlt haben. An 
dieser Stelle kann die Planspielleitung nochmals 
darauf hinweisen, dass es kein richtiges oder fal-
sches Ergebnis gibt, da Planspiele grundsätzlich 
ergebniso�en sind.
In der Auswertungsphase sollte herausgearbeitet 
werden, wie sich der Spielverlauf und das Ergeb-
nis erklären lassen bzw. welche Rolle die jewei-
ligen Akteure dabei gespielt haben. Zum Schluss 
sollte der Planspielverlauf mit realen kommu-
nalen Diskussions- und Entscheidungsprozessen 
verglichen werden. Wenn möglich könnte dabei 
auch ein Austausch mit örtlichen Kommunalpo-
litikerinnen und -politikern statt�nden, die da-
bei aus ihrem Alltag berichten.

Leitfragen für die Auswertung

• Wie erging es euch während des Planspiels?

• An welchen Stellen wart ihr besonders zufrie-
den/unzufrieden?

• Wie zufrieden bzw. unzufrieden seid ihr mit 
dem Verlauf und dem Ergebnis des Planspiels?

• Welche Ziele und Strategien wurden von eu-
rer Gruppe im Planspiel verfolgt?

• Wie gut bzw. schlecht konntet ihr eure Posi-
tion und Argumente während des Planspiels 
einbringen? Welche Gründe seht ihr hierfür?

• Hat sich eure Position während des Planspiels 
verändert? Und wenn ja, warum?

• Für wie realistisch haltet ihr das Ergebnis des 
Planspiels?

• Was sind eurer Meinung nach die Gemein-
samkeiten bzw. die Unterschiede zwischen 
dem Planspiel und der realen Kommunalpo-
litik? An welchen Beispielen kann man Ge-
meinsamkeiten und Unterschiede festmachen? 

• Zu welchen tatsächlichen kommunalpoliti-
schen Entscheidungen (Freizeiteinrichtungen 
und -angebote für Jugendliche) vor Ort kön-
nen Parallelen gezogen werden?

 19



20

M AT E R I A L I E N

5. Materialien
M1: Ablauf- und Zeitplan des Planspiels

Spielphase
Oberbürgermeister/-in u. 
Vertreter/-innen 
der Stadtverwaltung

Gruppen im  
Gemeinderat /  
Jugendvertretung

Pressegruppe
Zeitplan 
(Minuten)

Einführung • Einführung in die Methode Planspiel und das Thema des  
Planspiels mit Hilfe der Präsentation

ca. 30 

Vorbereitung • Einarbeiten und Kennenlernen des Szenarios

• Rollenvergabe

ca. 30

Einarbeitung • Einlesen und Kennenlernen der jeweiligen Rollenprofile

• Erarbeitung der eigenen Position und Strategie

• Vorbereitung auf der Gemeinderatsitzung

• Bearbeiten der jeweiligen Arbeitsaufträge

ca. 30

Pressebericht • Pressegruppe berichtet live von der bevorstehenden 
Gemeinderatsitzung

max. 5

Eröffnung der Ge-
meinderatssitzung

• Begrüßung und Eröff-
nungsrede

• Vorstellung und Be-
gründung der Be-
schlussvorlage

• kurze Rede mit Be-
gründung zur ei-
genen Position in 
Bezug auf die Be-
schlussvorlage

• Newsticker mit 
Schlagzeilen und 
Kommentaren

ca. 30

Gemeinderatssit-
zung mit offener 
Diskussion  
(Sitzungsunter-
brechung und in-
formelle Verhand-
lungen möglich)

• Leitung der Gemeinde-
ratssitzung und der  
Diskussion

• Erheben von  
Stimmungsbildern

• Kompromisssuche und 
Mehrheitsfindung

• Vermittlung zwischen 
den Gruppen

• Austausch und Dis-
kussion mit den an-
deren Gruppen

• Kompromisssuche 
und Mehrheitsfin-
dung

• Absprachen mit den 
anderen Gruppen

• ggf. Formulieren 
von Änderungsan-
trägen

• Newsticker mit 
Schlagzeilen und 
Kommentaren zum 
Verlauf der  
Diskussionen und 
Verhandlungen

• Interviews mit Ver-
tretern/-innen der 
einzelnen Gruppen

max. 90

Abschlussrunde 
und Abstimmung

• Vorstellen und Begrün-
den der (geänderten) 
Position

•  Durchführen der Ab-
stimmung

• Feststellung des Er-
gebnisses

• Vorstellen und Be-
gründen der (geän-
derten) Position

• ggf. Änderungsan-
träge einbringen

• Teilnahme an der 
Abstimmung (außer 
Jugendvertretung)

ca. 30

Pressebericht • Pressegruppe berichtet nach Ende der Abstimmung über das Ergebnis 
und den Verlauf der Gemeinderatssitzung

ca. 10

Auswertung • Abschlussdiskussion und Auswertung des Spielverlaufs und des Ergeb-
nisses

ca. 45
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M2: Szenario – Ein Skatepark in Neckardorf?

Neckardorf ist eine ruhige Kleinstadt im Neckar-
tal mit knapp 31.000 Einwohnern/-innen. Eine 
besondere Attraktion der „Großen Kreisstadt“, 
die auch überregional viele Besucher anzieht, 
ist das Freibad. Das Freibad wird als wichtig für 
den Tourismus in Neckardorf angesehen. Daher 
möchten die Stadtverwaltung und ein Teil des 
Gemeinderates durch weitere Investitionen das 
Freibad noch attraktiver machen und die Besu-
cherzahlen weiter steigern.
Für andere Freizeitanlagen, wie eine Anlage zum 
Skaten, bleibt hingegen nur wenig Geld übrig. 
Außerdem verursacht eine solche Anlage dauer-
hafte Kosten, bringt aber anders als ein Freibad 
keine Einnahmen. Einige Jugendliche in Neckar-
dorf fordern jedoch schon seit mehreren Jahren, 
dass in der Stadt eine Skateranlage gebaut wird. 
Es wäre eine Verbesserung der Vielfalt an Frei-
zeitmöglichkeiten.

Aus Sicht der/des Oberbürgermeisters/-in kann 
die Forderung dieser Jugendlichen aufgegri�en 
und eine kostengünstige, kleine Skateranlage ge-
baut werden. Sie/er hat deshalb eine Beschluss-
vorlage erarbeiten lassen, über die der Gemeinde-
rat von Neckardorf entscheiden muss. Außerdem 
muss der Jugendgemeinderat von Neckardorf an 

diesem Projekt angemessen beteiligt werden, da 
es sich hier um ein �ema handelt, das die Inte-
ressen der Jugendlichen aus Neckardorf betri�t. 
Der Jugendgemeinderat möchte eine größere 
Skateranlage haben, die dann allerdings auch 
mehr kosten würde.

Im Planspiel treffen die unterschiedlichen Po-
sitionen zum Bau eines Skateparks aufeinan-
der. Jede Seite versucht, eine Mehrheit für ih-
ren Vorschlag zu bekommen. Ein Beschluss 
kommt dann zusammen, wenn eine einfache 
Mehrheit erreicht wird. 

Wird es am Ende einen Kompromiss geben, 
mit dem alle einverstanden sind? Oder gibt es 
für keinen Vorschlag eine Mehrheit?

Alters- und Sozialstruktur

Die Bevölkerungsprognose bis 2025 sieht eine 
leichte Zunahme der Einwohnerzahlen voraus, 
wobei hauptsächlich die Zahl der Einwohner/-
innen ansteigt, die 65 Jahre und älter sind. In 
Neckardorf leben ungefähr 4.000 Familien. 
Etwa 18.000 Einwohner von Neckardorf arbei-
ten in Voll- oder Teilzeit. Rund 400 Menschen 

Foto: picture alliance/Sueddeutsche Zeitung
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Die Parteien und Vereinigungen im Gemeinde-
rat haben unterschiedliche Meinungen zum Bau 
eines Skateparks. Da keine Gruppe eine eigene 
Mehrheit hat, müssen sie zusammenarbeiten.

Die/der Oberbürgermeister/-in

Sie/er ist schon lange in der Kommunalpoli-
tik aktiv und saß viele Jahre für die Wählerver-
einigung „DIE UNABHÄNGIGEN“ im Ge-
meinderat von Neckardorf. Seit 2006 ist sie/er 
Oberbürgermeister/-in und legt sehr viel Wert 
auf einen überparteilichen Arbeitsstil. Dies hat 
jedoch den Nachteil, dass sie/er sich die Mehr-
heiten für die Projekte im Gemeinderat immer 
aufs Neue suchen muss.

sind zurzeit arbeitslos und ca. 2.000 be�nden 
sich aktuell in einer Ausbildung. 

Der Gemeinderat von Neckardorf

Bei der letzten Kommunalwahl scha�ten vier 
Parteien und zwei Wählervereinigungen den 
Einzug in den Gemeinderat. Die Wahlbetei-
ligung lag bei der letzten Wahl bei 55 Prozent 
(landesweite Wahlbeteiligung 49,1 %). Der Ge-
meinderat hat insgesamt 32 Mitglieder und setzt 
sich folgendermaßen zusammen:

Wahlvorschlag

Sitze 
(im Ge-
meinde-
rat)

Partei für Soziale Demokratie 
(PSD) 8

Ökologisch-Soziale Partei (ÖSP) 5

Demokratisch-Freiheitliche Partei 
(DFP) 4

Christlich-Konservative 
Volkspartei (CKV) 10

DIE UNABHÄNGIGEN 3

Bürgerliste  
„Schönes Neckardorf“ (bl sn) 2

Der Jugendgemeinderat

Der Jugendgemeinderat von Neckardorf besteht 
aus 15 Jugendlichen, die alle zwei Jahre neu ge-
wählt werden. Die Jugendgemeinderäte/-innen 
sind zwischen 14 und 18 Jahre alt und besuchen 
verschiedene Schulen der Stadt. Sie vertreten die 
Anliegen und Interessen der Jugendlichen und 
wollen diese auch beim Bau des Skateparks ein-
bringen.

Die Presse

Das Neckardorfer Tageblatt ist die täglich er-
scheinende Lokalausgabe des Neckartäler Boten 
für die Stadt Neckardorf. Die Zeitung berichtet 
über alles, was in Neckardorf passiert und ver-
folgt aufmerksam die Kommunalpolitik. Die 
Journalisten/-innen haben nicht nur einen Infor-
mationsauftrag, sondern durch eine kritische Be-
richterstattung auch eine Kontrollfunktion.

Die Experten in der Stadtverwaltung

Die Experten/-innen aus der Stadtverwal-
tung sind die Kämmerin bzw. der Kämme-
rer sowie die/der Leiter/-in des Amtes für So-
ziales, Sport und Kultur. Sie haben die/den 
Oberbürgermeister/-in bei der Erstellung der 
Beschlussvorlage beraten. Während allerdings 
eine Kämmerin bzw. ein Kämmerer in erster Li-
nie die Finanzen der Stadt im Auge hat und den 
Skatepark deshalb so günstig wie möglich bau-
en möchte, hat die/der Leiter/-in des Amtes für 
Soziales, Sport und Kultur auch die Interessen 
der Jugendlichen und Familien sowie die Aus-
gewogenheit der städtischen Freizeitangebote im  
Blick.
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M3: Rollenprofile

Auf den folgenden Seiten finden sich die Profile für die Rollen bzw. Gruppen im Planspiel:

• Partei für Soziale Demokratie (PSD)

• Ökologisch-Soziale Partei (ÖSP)

• Demokratisch-Freiheitliche Partei (DFP)

• Christlich-Konservative Volkspartei (CKV)

• Die Unabhängigen (DU)

• Bürgerliste „Schönes Neckardorf“ (bl sn)

• Jugendgemeinderat Neckardorf

• Neckardorfer Tageblatt

• Oberbürgermeister/-in von Neckardorf

• Stadtkämmerin/Stadtkämmerer

• Leiter/-in des Amtes für Soziales, Sport und Kultur
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Partei für Soziale Demokratie PSD

Allgemeines Profil der Partei: 
Die PSD steht für eine Politik des sozialen Ausgleichs und des sozialen Friedens in einem mo-
dernen Deutschland. Sie hat es sich auf die Fahnen geschrieben, den Menschen in allen gesell-
schaftlichen Schichten zu helfen. Eines der Hauptanliegen der Partei ist es, mehr Arbeitsplätze 
zu schaffen. Das Ziel der Vollbeschäftigung soll auch im 21. Jahrhundert verfolgt und erreicht 
werden. Weiterhin steht die PSD für eine Politik, die besonders die unteren und mittleren Ein-
kommensgruppen der Gesellschaft entlasten und unterstützen soll. Dies beinhaltet auch Chan-
cengleichheit für alle Bevölkerungsgruppen, was durch eine aktive Bildungspolitik umgesetzt 
werden soll. Staatliche Eingriffe und eine moderate Umverteilungspolitik sollen dabei helfen, 
die gesellschaftliche Teilhabe von sozial Benachteiligten zu verbessern. 

Kommunalpolitisches Profil der Partei: 
Bei der letzten Kommunalwahl erhielt die PSD 24 Prozent aller abgegebenen gültigen Stimmen. 
Die Partei bildet damit die zweitstärkste Fraktion im Gemeinderat. 

Ziele deiner Partei, mit denen sie bei den letzten Kommunalwahlen angetreten ist:

• Förderung des Tourismus als Wirtschaftszweig
• solide Gemeindefinanzen (keine übermäßigen neuen Schulden und allmählicher Abbau alter 

Schuldbestände)
• Erhalt eines umfassenden Kultur-, Freizeit- und Sportangebotes in der Stadt
• Teilhabe aller sozialen Gruppen am Stadtleben
• Sicherung von Arbeitsplätzen

Tourismusförderung
Auf kommunaler Ebene ist es ein besonderes Anliegen der PSD, Neckardorf noch attraktiver für 
den Tourismus zu machen. Dabei spielt das Freibad als eine der zentralen Freizeiteinrichtungen 
der Stadt eine große Rolle. Mehr Touristen, die auch das Freibad besuchen, würden auch höhe-
re Besucherzahlen, eine bessere Auslastung und schließlich mehr Einnahmen bedeuten. Eine 
Skateanlage bedeutet zwar auch eine weitere Freizeitmöglichkeit im Ort, wird sich jedoch kaum 
positiv auf den Tourismus auswirken. Sie wird in erster Linie von einheimischen Jugendlichen 
genutzt.

Freizeiteinrichtungen
Die PSD möchte, dass es in Neckardorf für alle Altersgruppen (z. B. Kinder, Jugendliche und Se-
nioren) sowie für Familien und für sozial Schwache (z. B. Arbeitslose) genügend Freizeitange-
bote gibt. Diese Angebote sollen für alle Menschen erschwinglich sein. Der Skatepark ist eine 
wichtige Freizeiteinrichtung für einige Kinder und Jugendliche, aber nicht für alle. Daher ist es 
richtig, wenn keine allzu große Summe dafür verwendet wird. Die Mittel der Stadt müssen so 
eingesetzt werden, dass es für alle Bevölkerungsgruppen ausreichend Freizeitangebote gibt.
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Sicherheit
Die PSD setzt sich dafür ein, dass sich alle Menschen in Neckardorf sicher fühlen. Sie ist 
dafür, dass die Jugendlichen die Skateanlage ungestört und zunächst ohne Aufsicht nutzen 
können. Daher ist es wichtig, einen Standort für die Anlage zu finden, der sicher ist und an 
dem sich keine Anwohner/-innen gestört fühlen. Ein Standort im Wohngebiet oder an einer 
viel befahrenen Straße wäre für die PSD keine gute Wahl. Sollte es beim Skatepark trotz-
dem zu Problemen (z. B. Müll, Ruhestörung, Vandalismus) kommen, dann müsste überlegt 
werden, ob für den Skatepark eine Nutzungsordnung oder gar eine Betreuung bzw. Auf-
sicht benötigt wird.

Verhältnis zum Jugendgemeinderat
Die PSD legt großen Wert auf die Meinung des Jugendgemeinderats, der von der PSD als 
legitimer Vertreter der Jugendinteressen innerhalb der Gemeinde angesehen wird. Die Ge-
meinderatsmitglieder der PSD versuchen, die Meinung des Jugendgemeinderates in ihrer 
eigenen Position zu berücksichtigen. Sie versuchen zudem, bei Meinungsverschiedenhei-
ten mit anderen Fraktionen des Gemeinderates zu vermitteln. Für alle Beteiligten soll eine 
zufriedenstellende Lösung gefunden werden. 

Du und deine Fraktionskollegen/-innen müsst versuchen, einen Kompromiss zu finden, 
der einerseits die Interessen der Jugendlichen, die eine Skateanlage wollen, aber auch 
die Interessen der Senioren und Familien mit kleinen Kindern berücksichtigt. Andererseits 
müsst ihr auch die Stadtfinanzen im Auge haben.

Arbeitsaufträge:

• Lest euch das Rollenprofil eurer Gruppe durch und arbeitet heraus, welche Themen und 
Positionen für eure Gruppe besonders wichtig sind.

• Erarbeitet mit Hilfe des Rollenprofils, wie eure Position zur Beschlussvorlage für den Bau 
eines Skateparks ist.

• Formuliert die Argumente für eure Position aus und bringt sie 
in die Diskussion ein.

• Verfasst eine kurze Rede (max. 1 min), mit der ihr eure Position und die  
dazugehörigen Argumente vortragen könnt.

• Falls ihr mit der Beschlussvorlage nicht einverstanden seid, könnt ihr einen 
Änderungsantrag formulieren.

• Überlegt, wie ihr eure Position durchsetzen könnt (z. B. Pressearbeit,  
Absprachen mit anderen Parteien und Gruppen).
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Ökologisch-Soziale Partei ÖSP

Allgemeines Profil der Partei
Die ÖSP steht für eine moderne Politik, die wirtschaftlichen und technischen Fortschritt 
ökologisch verträglich gestalten möchte. Zudem soll die ökonomische Entwicklung allen 
Menschen zugutekommen und dazu beitragen, dass die sozialen Unterschiede in der Ge-
sellschaft nicht zu groß sind. Hierzu gehört neben einer umfassenden Integration von Men-
schen mit Migrationshintergrund auch eine ausgewogene Berücksichtigung der Interessen 
aller Generationen. Es sollen also einerseits attraktive Angebote für junge Familien und Ju-
gendliche geschaffen werden, gleichzeitig aber auch den Bedürfnissen älterer Generationen 
Rechnung getragen werden.
Für eine nachhaltige und zukunftsgerichtete Entwicklung von Neckardorf auch für künfti-
ge Generationen, möchte die ÖSP darauf hinarbeiten, dass möglichst wenig neue Schulden 
aufgenommen werden. In diesem Sinne steht die Partei der Planung neuer Projekte grund-
sätzlich sehr offen gegenüber, solange ein nachhaltige Finanzierung gewährleistet ist. Eine 
Förderung des Tourismus ist für die ÖSP eine gute Möglichkeit, Einnahmen der Gemein-
de zu erhöhen, jedoch nicht um jeden Preis. Tourismusförderung ergibt für die ÖSP nur 
dann Sinn, wenn Wert auf ökologisch nachhaltigen Tourismus gelegt wird, der die Umwelt 
nicht belastet und gleichzeitig nicht die Lebensqualität der Neckardorfer Bevölkerung ein-
schränkt.

Kommunalpolitisches Profil der Partei
Bei der letzten Gemeinderatswahl erhielt die ÖSP 17 Prozent aller abgegebenen gültigen 
Stimmen. Deine Partei bildet damit die drittstärkste Fraktion im Neckardorfer Gemeinderat. 
Die Partei warb im Wahlkampf mit folgenden Zielen:

• bessere Integration der Mitmenschen mit Migrationshintergrund und Behinderung

• Kampf gegen Rechtsextremismus

• Ökologisierung der Stadtwerke (z.B. Ökostrom)

• nachhaltige Finanz- und Wirtschaftspolitik

• Ausbau der Kinder- und Jugendlichenbetreuung sowie der Freizeitangebote

• Berücksichtigung der Interessen von Seniorinnen und Senioren sowie Ausbau einer  
altersgerechten Infrastruktur

• Schaffung neuer Arbeitsplätze in umweltfreundlichen Dienstleistungsbereichen und In-
dustriebranchen

Sicherheit und Ausgleich zwischen den Generationen
Die ÖSP setzt sich dafür ein, dass die Interessen aller Altersgruppen in Einklang gebracht 
werden. Grundsätzlich spricht sie sich für den Bau einer Skateranlage aus. Gleichzeitig 
sollen hierbei aber auch die Bedürfnisse der älteren Generationen berücksichtigt werden. 
Beispielsweise muss Wert darauf gelegt werden, dass es nicht zu einer Lärmbelästigung 
bei der Nutzung der Anlage kommt. Die ÖSP möchte daher einen Standort für die Anlage fin-
den, zentral und gut erreichbar für die Jugendlichen ist und gleichzeitig keine Anwohner und 
und Anwohnerinnen stört.
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Um die verschiedenen Generationen ausgewogen zu berücksichtigen, möchte sich die ÖSP 
auch für Investitionen für das Freibad aussprechen, die vor allem älteren Menschen zugute 
kommen.

Freizeitangebote für Kinder und Jugendliche
Aus Sicht der ÖSP ist es wichtig, für Kinder, Jugendliche und Familien Freizeiteinrichtung in 
Neckardorf zu schaffen. Aus diesem Grund unterstützt die ÖSP den Bau einer Skateanlage. 
Sie könnte sich auch vorstellen, eine größere und damit teurere Anlage zu bauen. Hierfür 
möchte man sich aber zunächst vergewissern, dass die Anlage auch tatsächlich von Ju-
gendlichen in Anspruch genommen wird. Aus diesem Grund soll bei diesem Vorhaben ganz 
besonders der Jugendgemeinderat einbezogen werden. Er könnte etwa die Betreuung der 
Anlage organiseren und beispielsweise darauf achten, dass sie sauber gehalten wird. So 
würde gleichzeit ein verantwortungsbewusster Umgang mit dem Skatepark gewährleistet.

Nachhaltige Finanz- und Haushaltpolitik
Die ÖSP-Fraktion hat im Wahlkampf versprochen, darauf zu achten, dass die Schulden der 
Gemeinde vermindert und keine neuen Schulden gemacht werden. Generell sollte daher 
geprüft werden, ob es zusätzliche Einsparmöglichkeiten oder andere Einnahmequellen 
gibt, um mehr Geld für die Skateranlage ausgeben zu können. 

Verhältnis zum Jugendgemeinderat
Die ÖSP begrüßt das politische Engagement von Jugendlichen. Dies ist eine gute Möglich-
keit, junge Menschen an Politik heranzuführen und gegen Politikverdrossenheit anzugehen. 
Daher nimmt die ÖSP die Arbeit des Jugendgemeinderates sehr ernst, sucht den Kontakt 
zu den Jugendgemeinderäten/-innen und will sie auch in die Entscheidung einbinden.

Du und deine Fraktionskollegen/-innen müsst versuchen, einen Kompromiss zu finden, 
der einerseits die Interessen der Jugendlichen, die eine Skateranlage wollen, aber auch 
die Interessen der Senioren und Familien mit kleinen Kindern berücksichtigt. Andererseits 
müsst ihr auch die Gemeindefinanzen im Auge haben.

Arbeitsaufträge:

• Lest euch das Rollenprofil eurer Gruppe durch und arbeitet heraus, welche Themen und 
Positionen für eure Gruppe besonders wichtig sind.

• Erarbeitet mit Hilfe des Rollenprofils, wie eure Position zur Beschlussvorlage für den 
Bau eines Skateparks ist.

• Formuliert die Argumente für eure Position aus und bringt sie in die Diskussion ein.

• Verfasst eine kurze Rede (max. 1 min), mit der ihr eure Position und die dazugehörigen 
Argumente vortragen könnt.

• Falls ihr mit der Beschlussvorlage nicht einverstanden seid, könnt ihr einen Änderungs-
antrag formulieren.

• Überlegt, wie ihr eure Position durchsetzen könnt (z. B. Pressearbeit, Absprachen mit 
anderen Parteien und Gruppen).
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Allgemeines Profil der Partei
Die DFP vertritt eine liberale und wirtschaftsfreundliche Politik. Der Staat sollte seinen Bürgern 
so viele Freiheiten wie möglich geben und sich nicht so stark in die Wirtschaft einmischen. Er 
sollte aus Sicht der DFP in erster Linie für die Rahmenbedingungen zuständig sein. Zum Beispiel 
sollen durch niedrigere Steuern die Menschen mehr Geld zu Verfügung haben und dann selbst 
entscheiden können, wofür sie dies ausgeben möchten.

Kommunalpolitisches Profil der Partei
Bei der letzen Kommunalwahl erhielt die DFP 12 Prozent der gültigen Stimmen und ist damit die 
viertgrößte Fraktion im Neckardorfer Gemeinderat.

Im Kommunalwahlkampf setzte die Partei folgende Schwerpunkte:

• ausgeglichener Gemeindehaushalt

• Privatisierung städtischer Dienstleistungen (Wasserversorgung)

• Förderung privater Initiativen

• mehr Effizienz in der Verwaltung

• Förderung des Mittelstandes und neuer Industrieansiedlungen

• mehr Freiheiten für die Bürgerinnen und Bürger

Ausgeglichener Gemeindehaushalt
Eine große Priorität für die DFP hat die Sanierung der Stadtfinanzen. Mittelfristig sollen keine 
neuen Schulden gemacht werden und bestehende Kredite abbezahlt werden. Langfristig sollte 
Neckardorf einen Überschuss erwirtschaften, um dadurch dann Investitionen in Infrastruktur tä-
tigen zu können und die Betriebe und Geschäfte sowie den Tourismus zu unterstützen. Auch Zu-
schüsse für Sport- und Musikvereine oder andere kulturelle Angebote wären vorstellbar. Solan-
ge die Stadt jährlich Kredite aufnehmen muss, sollen keine größeren Ausgaben getätigt werden. 
Daher steht die DFP dem Bau einer Skateranlage kritisch gegenüber. 

Privatisierung städtischer Dienstleistungen
Die DFP-Fraktion hat versprochen, alle städtischen Dienstleistungen wie zum Beispiel die Was-
serversorgung, die Stadtbücherei oder den Bauhof auf ihre Effizienz prüfen zu lassen. Dazu ge-
hört auch der Betrieb des Freibads und der Bau einer Skateranlage. Insbesondere möchte die 
DFP überprüfen, ob nicht private Firmen oder Vereine diese Leistungen besser und kostengünsti-
ger anbieten können. Daher soll diskutiert werden, ob die Skateranlage nicht etwa vom örtlichen 
Sportverein gebaut und unterhalten wird.

1. Vorbereitung: „Koffer packen
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Förderung privater Initiativen
Aus Sicht der DFP könnten auch Vereine, Firmen und Geschäfte einen freiwilligen Beitrag zum 
Bau der Skateanlage leisten. Dadurch könnten die finanziellen Aufwendungen der Kommune 
niedriger ausfallen. Klar ist jedoch auch, dass für die Gewerbetreibenden und Unternehmern 
auch Anreize geschaffen werden müssen, Geld für dieses Projekt zu geben. Vorstellbar wäre, 
dass die Sponsoren Werbeflächen am Skatepark nutzen können. Die Anlage könnte auch da-
durch finanziert werden, dass eventuell geringe Eintrittspreise erhoben werden oder Firmen 
die Anlage für Events nutzen (Mieteinnahmen).
Um Neckardorf auch langsfristig zu einem attraktiven Standort für Fachkräfte zu machen, 
müssen aber auch ausreichend Freizeitangebote, vor allem für Familien vorhanden sein. Da-
her liegt ein Fokus der DFP darauf, dass etwa das Freibad ausgebaut wird. Ein gut ausgebautes 
Freibad könnte gleichzeitig ein Standortvorteil für den Tourismus in Neckardorf sein, der wie-
derum neue Arbeitsplätze schaffen und die Stadtfinanzen aufbessern könnte.

Ordnung und Sicherheit
Die DFP befürchtet, dass es rund um die Skateranlage zu Problemen kommen könnte, wenn 
sich Jugendliche am Abend dort treffen, um Party zu machen. Daher muss sichergestellt sein, 
dass es nicht zu Sachbeschädigung, z. B. an Gebäuden im Industriegebiet, oder einem Müllpro-
blem kommt.

Verhältnis zum Jugendgemeinderat
Die DFP findet es gut, wenn sich Jugendlichen für kommunalpolitische Themen interessieren. 
Durch den Jugendgemeinderat können die Interessen der Jugendlichen artikuliert und eigene 
Vorschläge eingebracht werden. Wenn die Jugendgemeinderäte/-innen das Gespräch mit der 
DFP-Fraktion suchen, ist man gerne zu einem Treffen bereit. Wenn die Meinungen mit den Po-
sitionen der DFP übereinstimmen, arbeitet man auch gerne zusammen.

Du und deine Fraktionskollegen/-innen müsst versuchen, die wirtschaftlichen und finanziellen 
Aspekte bei der Diskussion im Gemeinderat ausreichend einzubringen. Der Bau einer Skater-
anlage und deren Betrieb sollte sich nicht negativ auf die Stadtfinanzen auswirken und den Ge-
staltungsspielraum von Neckardorf (z. B. für die Wirtschaftsförderung und notwendige Investi-
tionen in Infrastruktur und Tourismus) nicht einschränken. 

Arbeitsaufträge:

• Lest euch das Rollenprofil eurer Gruppe durch und arbeitet heraus, welche Themen und 
Positionen für eure Gruppe besonders wichtig sind.

• Erarbeitet mit Hilfe des Rollenprofils, wie eure Position zur Beschlussvorlage für den Bau 
eines Skateparks ist.

• Formuliert die Argumente für eure Position aus und bringt sie in die Diskussion ein.

• Verfasst eine kurze Rede (max. 1 min), mit der ihr eure Position und die dazugehörigen 
Argumente vortragen könnt.

• Falls ihr mit der Beschlussvorlage nicht einverstanden seid, könnt ihr einen Änderungs-
antrag formulieren.

• Überlegt, wie ihr eure Position durchsetzen könnt (z. B. Pressearbeit, Absprachen mit an-
deren Parteien und Gruppen).
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Allgemeines Profil der Partei
Die CKV versteht sich als moderne und zugleich konservative Partei der Mitte in Deutschland. Traditi-
on und Moderne dürfen sich aus Sicht der CKV nicht ausschließen. Im Leitbild der Partei nehmen die 
Begriffe Freiheit und Sicherheit einen hohen Stellenwert ein. Die Freiheit der Bürgerinnen und Bürger 
des Landes kann nur in einem sicheren Umfeld gewährleistet werden, daher braucht es strenge Ge-
setze.

Kommunalpolitisches Profil der Partei
Die CKV ist seit langem die stärkste politische Kraft in Neckardorf. Auch bei der letzen Gemeinderats-
wahl erhielt sie mit 30 Prozent die meisten Stimmen und ist die größte Fraktion im Gemeinderat.

Die Schwerpunkte der CKV im Wahlkampf waren:

• Förderung des Ehrenamtes

• seniorengerechte Infrastruktur

• Förderung des Mittelstandes (wirtschaftsfreundliche Politik) und Ausbau des Tourismus  
als wichtiger Wirtschaftszweig in Neckardorf

• familienfreundliche Politik

• gesunde Gemeindefinanzen

Förderung des Ehrenamtes
Die CKV möchte, dass sich die Bürgerinnen und Bürger von Neckardorf stärker in Vereinen und Initia-
tiven engagieren. Nur so ist eine lebendige Stadt denkbar. Mehr kulturelle Angebote würden auch die  
Attraktivität der Stadt für auswärtige Besucherinnen und Besucher steigern. Wenn dies durch die Ver-
eine übernommen wird, würde die Stadt personell, organisatorisch und auch finanziell entlastet wer-
den. Dies gilt auch für die Skateanlage, die beispielsweise vom Sportverein betrieben werden könnte.

Seniorengerechte Infrastruktur
Der demographische Wandel führt zu einer Alterung der Gesellschaft. Dies muss bei der Gestaltung 
von Neckardorf stärker berücksichtigt werden. Freizeitangebote sollten daher stärker an die Bedürf-
nisse der Senioren angepasst werden. Auch bei Sanierungs- und Modernisierungsmaßnahmen sollen 
zukünftig solche Interessen und Anliegen stärker berücksichtigt werden. Dem Bau der Skateranlage 
steht man grudsätzlich offen gegenüber, sieht aber eher einen Schwerpunkt auf dem Ausbau von Frei-
zeitangeboten für junge Familien und ältere Menschen. Da das Freibad gerade bei diesen Gruppen sehr 
beliebt ist, will die CKV vor allem darauf achten, dass hier bevorzugt investiert wird.
Dem Bau der Skateranlage will man nur zustimmen, wenn die Bedürfnisse der älteren Menschen in 
Neckardorf ausreichend berücksichtigt werden.

Familienfreundliche Politik
Die CKV-Fraktion möchte eine Politik machen, die attraktiv für Familien ist und ein Umfeld in Neckar-
dorf schaffen, in dem sich Familien wohl fühlen. Eine Skateranlage erhöht sicherlich die Lebensqua-
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lität von Kindern und Jugendlichen, die in Neckardorf leben. Das Freizeitangebot muss 
aber so gestaltet werden, dass es auch tatsächlich genutzt wird und ein verantwor-
tungsvoller Umgang mit der Anlage gewährleistet wird.

Ordnung und Sicherheit
Die CKV setzt sich dafür ein, dass das Ordnungsamt durch regelmäßige Kontrollen si-
cherstellt, dass es nicht zu wilden Partys oder Vermüllung an der Skateranlage kommt. 
Bei kleinsten Problemen sollte die Anlage wieder geschlossen werden. 

Gesunde Gemeindefinanzen
Für die CKV ist es vorstellbar, dass die Kommune auch in Zukunft Schulden aufnimmt. 
Dies jedoch nur für Investitionen, die die Lebensqualität in Neckardorf langfristig stei-
gern oder die langfristige Einnahmen für die Stadt bedeuten. Insgesamt sollten neue 
Schulden aber immer erst als letzte Möglichkeit eingesetzt werden. Daher spricht sich 
die CKV dafür aus, die Kosten für den Bau einer Skateranlage so gering wie möglich zu 
halten. Man betrachtet den Bau der Anlage als einen Versuch, bei dem die Jugendlichen 
unter Beweis stellen können, dass sie verantwortungsvoll mit der Anlage umgehen. 
Sollte dies gut funktionieren, könne später immer noch über einen weiteren Ausbau des 
Skateparks nachgedacht werden.

Verhältnis zum Jugendgemeinderat
Die CKV begrüßt es, wenn sich die Jugendlichen aus Neckardorf im Jugendgemeinderat en-
gagieren und sich aktiv an der Gestaltung der Zukunft von Neckardorf beteiligen möchten. 
Als Hauptaufgabe des Jugendgemeinderates sieht es die CKV an, Ideen und Vorschläge an 
den Gemeinderat und die/den Oberbürgermeister/-in heranzutragen, die Neckardorf kin-
der- und jugendfreundlicher machen.
Du und deine Fraktionskollegen müsst überlegen, wie eure Wahlversprechen und die 
Schwerpunkte der CKV am besten umgesetzt werden. Wenn die anderen auf die Bedeutung 
der Skateranlage für Kinder und Jugendliche hinweisen, dann könnt ihr die Interessen der 
älteren Menschen betonen.

Arbeitsaufträge:

• Lest euch das Rollenprofil eurer Gruppe durch und arbeitet heraus, welche Themen 
und Positionen für eure Gruppe besonders wichtig sind.

• Erarbeitet mit Hilfe des Rollenprofils, wie eure Position zur Beschlussvorlage für den 
Bau eines Skateparks ist.

• Formuliert die Argumente für eure Position aus und bringt sie in die Diskussion ein.

• Verfasst eine kurze Rede (max. 1 min), mit der ihr eure Position und die dazugehöri-
gen Argumente vortragen könnt.

• Falls ihr mit der Beschlussvorlage nicht einverstanden seid, könnt ihr einen Ände-
rungsantrag formulieren.

• Überlegt, wie ihr eure Position durchsetzen könnt (z. B. Pressearbeit, Absprachen mit 
anderen Parteien und Gruppen).
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Allgemeines Profil der Wählerinitiative
Die Wählerinitiative DU sieht sich als reine kommunalpolitische Kraft, die sich ganz auf die Politik in 
Neckardorf konzentriert. Landes- oder Bundespolitik spielen nur dann eine Rolle, wenn diese die Kom-
mune direkt betreffen. Die Wählervereinigung gibt es schon seit den 1970er Jahren und besteht tradi-
tionell zu einem Großteil aus engagierten Neckardorfer Bürgerinnen und Bürgern, die in ihrer Freizeit 
im Sportverein aktiv sind. Die DU hat immer damit geworben, die einzige überparteiliche Gemeinde-
ratsgruppe zu sein, die ausschließlich das Wohl der Einwohnerinnen und Einwohner von Neckardorf im 
Blick hat.

Kommunalpolitisches Profil der Partei
„DIE UNABHÄNGIGEN“ sind eine Wählervereinigung, die bereits seit mehr als 30 Jahren bei den 
Kommunalwahlen antritt und seither auch im Gemeinderat vertreten ist. Seit 2006 ist ein Mit-
glied der DU Oberbürgermeister/-in (OB) von Neckardorf. Bei der letzten Kommunalwahl errang 
die DU 10 Prozent der Stimmen. Die Gemeinderäte der DU sehen sich als Verbündete der/des OB. 
Die Hauptforderungen von DU bei der Kommunalwahl waren:

• solide Gemeindefinanzen
• Stärkung der einheimischen Industrie und der Gewerbetreibenden
• Förderung der Vereine und des Ehrenamts
• sauberes und modernes Stadtbild
• Ausgleich zwischen allen gesellschaftlichen Gruppen im Ort

Die Unabhängigen DU

Verhältnis zum Oberbürgermeister/zur Oberbürgermeisterin
Für die DU-Wählervereinigung stellt die/der OB das Kraftzentrum der Kommune dar. Er/sie war vorher 
bereits für die DU im Gemeinderat und wird von der Fraktion unterstützt. Kritik an der/dem OB wird nur 
intern, nicht öffentlich geübt. Daher spricht sich die DU vor den Gemeinderatssitzungen mit der/dem OB 
ab und diskutiert dabei mögliche Knackpunkte. Wichtig ist, dass nach außen eine Einigkeit von OB und 
DU-Fraktion demonstriert wird.

Solide Gemeindefinanzen
Nach Ansicht der DU steht Neckardorf auf einem vernünftigen finanziellen Fundament. Schulden zu 
machen, um sinnvolle Infrastruktur- und Modernisierungsprojekte (z. B. für das Freibad) zu finanzieren, 
ist durchaus vertretbar. Die Ausgaben für eine Skateranlage werden aber kritisch gesehen.

Ordnung und Sicherheit
Die DU-Gruppe verweist darauf, dass es bereits in der Vergangenheit zu Problemen mit Jugendlichen 
kam, die in den Abend- und Nachtstunden Partys auf Spielplätzen veranstalteten. Die Skateranlage 
könnte dazu führen, dass sich die Jugendlichen in Zukunft dort treffen und dass es auch dort zu Lärm 
und Müll kommt. Im Industriegebiet werden zwar keine Anwohner/-innen gestört, aber die Jugendli-
chen können dort auch schlechter kontrolliert werden. 
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Arbeitsaufträge:

• Lest euch das Rollenprofil eurer Gruppe durch und arbeitet heraus, welche Themen 
und Positionen für eure Gruppe besonders wichtig sind.

• Erarbeitet mit Hilfe des Rollenprofils, wie eure Position zur Beschlussvorlage für den 
Bau eines Skateparks ist.

• Formuliert die Argumente für eure Position aus und bringt sie in die Diskussion ein.
• Verfasst eine kurze Rede (max. 1 min), in der ihr eure Position und die dazugehörigen 

Argumente vortragen könnt. 
• Falls ihr mit der Beschlussvorlage nicht einverstanden seid, könnt ihr Änderungsan-

träge formulieren.
• Überlegt, wie ihr eure Position durchsetzen könnt (z. B. Pressearbeit, Verhandlungen 

und Absprachen mit anderen Parteien und Gruppen).

Förderung der Vereine
Die DU versteht sich als Vertreterin der Neckardorfer Vereine und steht der Idee, dass 
der Sportverein die Betreuung des Skateparks übernehmen soll, skeptisch gegenüber. 
Gleichzeitig ist man sich bewusst, dass eine solche Anlage sehr attraktiv für manche Ju-
gendliche ist. Da der Sportverein mit sinkenden Mitgliederzahlen zu kämpfen hat, könn-
te dies gleichzeitig eine gute Gelegenheit sein, um mehr junge Menschen für den Verein 
zu begeistern. Daher kann man sich vorstellen, unter sehr strengen Bedingungen einem 
Bau der Anlage zu zustimmen. Voraussetzung hierfür ist aber, dass sich eine Gruppe 
von Jugendlichen dazu verpflichtet, sich aktiv an der Planung und der Unterhaltung der 
Anlage zu beteiligen, um einen verantwortungsvollen Umgang mit der Anlage zu ge-
währleisten. In diesem Fall könnte sich auch der Sportverein an dem Projekt beteiligen. 
Die finanzielle Hauptlast sollte aber die Stadt tragen.

Sauberes und modernes Stadtbild
Großen Wert legt die DU-Gruppe auf ein sauberes und modernes Erscheinungsbild der 
Stadt. Dies ist eine Hauptvoraussetzung dafür, dass Neckardorf den Tourismus weiter 
ausbauen kann und sich die Menschen in der Stadt wohlfühlen. Straßen und Gehwege 
sowie die Parkanlagen müssen in einem Top-Zustand sein und zum Verweilen einladen. 
Außerdem sollte sich mehr auf ein breites Angebot an Freizeit- und Erholungsmöglich-
keiten konzentriert werden. 

Verhältnis zum Jugendgemeinderat
Die DU vertritt die Meinung, dass die Interessen der Jugendlichen auch bisher im Ge-
meinderat immer ausreichend berücksichtigt wurden. Außerdem wäre es fahrlässig, die 
Meinungen einer bestimmten Gruppe stärker zu gewichten als die Bedürfnisse anderer. 
Dennoch zeigt sich die DU bereit, mit dem Jugendgemeinderat zu reden.

Du und deine Gemeinderatskollegen/-innen müsst im Gemeinderat versuchen, die Posi-
tion der/des OB zu unterstützen. In der Öffentlichkeit darf nicht der Eindruck entstehen, 
dass ihr mit den Vorschlägen aus der Stadtverwaltung nicht einverstanden seid. Daher 
müsst ihr euch bereits im Vorfeld der Sitzung mit der/dem OB absprechen. Dabei kön-
nen auch Punkte angesprochen werden, auf die in der Beschlussvorlage noch stärker 
geachtet werden sollte.
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Allgemeines Profil der Partei
Die Bürgerliste sieht sich als überparteiliches Wahlbündnis, das eine neue und bessere Politik für 
Neckardorf machen möchte. Daher sind Personen mit unterschiedlichen politischen Ausrichtungen in 
der Bürgerliste vertreten. In der täglichen Arbeit konzentrieren sich die Mitglieder der Bürgerliste auf 
Probleme in Neckardorf.

Kommunalpolitisches Profil der Partei
Die Bürgerliste SN trat bei den letzten Kommunalwahlen zum ersten Mal an und konnte auf Anhieb 6 
Prozent der gültigen Wählerstimmen auf sich vereinigen. 
Bei den Wahlen 2014 trat die neue Bürgerliste mit folgenden Forderungen zur Wahl an:

• frischer Wind in Gemeinderat und Stadtverwaltung
• Entscheidungen, die am Wohle der Einwohnerschaft orientiert sind
• Förderung junger Familien in Neckardorf
• mehr Betreuungs- und Freizeiteinrichtungen für Kinder und Jugendliche
• umweltfreundliche Politik in allen Bereichen und Ebenen der Gemeinde
• mehr Bürgerbeteiligung bei politischen Entscheidungen 

Förderung junger Familien
Junge Familien im Ort bedeuten für die Bürgerliste eine lebendige Stadt. Daher muss die Stadt attrak-
tiv für diese Zielgruppe gestaltet werden. Dazu gehört neben einem modernen und familienfreundli-
chen Freibad auch ein attraktiver Skatepark für Kinder und Jugendliche. Das wäre für die Bürgerliste 
ein innovatives Projekt, welches auch über die Stadt hinaus Jugendliche anziehen könnte. Eine große 
Anlage könnte zudem auch von BMX-Bikern genutzt werden.

Ordnung und Sicherheit
Die Bürgerliste verweist darauf, dass ein Skatepark auch mehr Sicherheit für Neckardorf bringt, weil 
die jugendlichen Skater ihrem Hobby auf einer geschützten Anlange nachgehen können und nicht auf 
Straßen unterwegs sein müssen. 

Betreuungs- und Freizeiteinrichtungen
Zu einer umfassenden familienfreundlichen Politik gehört es auch, für Kinder und Jugendliche umfas-
sende und vielfältige Freizeitmöglichkeiten anzubieten. Gerade in den Sommermonaten könnte eine 
Skateranlage zu einer der Lieblingsbeschäftigung von Kinder und Jugendlichen im Ort werden. Ins-
gesamt muss darauf geachtet werden, dass alle Betreuungs- und Freizeiteinrichtungen, also auch 
das Freibad oder die Sportstätten, gleichermaßen gefördert werden. Eventuell kann die Skateranlage 
mit anderen Freizeit- und Sportangeboten (Beachvolleyball, Minigolf, BMX) kombiniert werden, um sie 
noch attraktiv zu machen. Die Bürgerliste wünscht sich von der Stadtverwaltung ein Gesamtkonzept. 
Eine solche große Anlage würde dann höhere Kosten rechtfertigen.

Bürgerliste „Schönes Neckardorf“ bl snsn
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Die Fokussierung einiger anderer Fraktionen auf eine Stärkung des Tourismus teilt die 
Bürgerliste nicht. Sie legt vor allem Wert auf die Lebensqualität der Neckardorfer Ein-
wohnerschaft.

Umweltfreundliche Politik
Alle Investitionen für Sanierungen sollten auf eine ökologische und nachhaltige Moder-
nisierung ausgerichtet sein. Auch die anstehenden Ausgaben für die Skateranlage sol-
len nach Meinung der Bürgerliste nur für umweltfreundliche Investitionen getätigt wer-
den. Langfristig soll die Kommune Vorreiter sein, bei der Nutzung umweltfreundlicher 
Energien und der Investitionen in energiesparende Maschinen und Anlagen.

Mehr Bürgerbeteiligung
Die Bürgerliste möchte, dass die Geschicke der Kommune nicht nur vom Gemeinderat 
und der/dem OB bestimmt werden. Vielmehr soll die Stadt auch dadurch lebendiger 
werden, dass die Einwohnerschaft stärker einbezogen wird. Daher wäre zu überlegen, 
ob das geplante Projekt nicht zuerst mit den Einwohnern/-innen diskutiert werden soll-
te. Auch die Möglichkeit eines Bürgerhaushaltes sollte im Gemeinderat diskutiert wer-
den.

Verhältnis zum Jugendgemeinderat
Da die Bürgerliste die Einwohnerschaft von Neckardorf mehr in die Kommunalpolitik 
einbeziehen möchte, findet sie auch das Engagement der Jugendlichen sehr gut und 
versucht, mit dem Jugendgemeinderat zusammenzuarbeiten. Außerdem sollen die Ju-
gendgemeinderäte/-innen unterstützt und bestärkt werden, wenn sie ihre Meinungen in 
die Diskussionen im Gemeinderat einbringen wollen.

Im Gemeinderat müsst ihr versuchen, auch als kleine Gruppe eure Positionen entschie-
den zu vertreten. Die Skateranlage soll eine zentrale Freizeiteinrichtung für Kinder, Ju-
gendliche und Familien werden. Dies darf jedoch nicht dazu führen, dass andere öffent-
liche Einrichtungen benachteiligt werden. Daher bedarf es eines umfassenden Gesamt-
konzeptes, bei dessen Planung möglichst viele Menschen aus Neckardorf einbezogen 
werden.

Arbeitsaufträge:

• Lest euch das Rollenprofil eurer Gruppe durch und arbeitet heraus, welche Themen 
und Positionen für eure Gruppe besonders wichtig sind.

• Erarbeitet mit Hilfe des Rollenprofils, wie eure Position zur Beschlussvorlage für den 
Bau eines Skateparks ist.

• Formuliert die Argumente für eure Position aus und bringt sie in die Diskussion ein.

• Verfasst eine kurze Rede (max. 1 min), in der ihr eure Position und die dazugehörigen 
Argumente vortragen könnt.

• Falls ihr mit der Beschlussvorlage nicht einverstanden seid, könnt ihr Änderungsan-
träge formulieren.

• Überlegt, wie ihr eure Position durchsetzen könnt (z. B. Pressearbeit, Verhandlungen 
und Absprachen mit anderen Parteien und Gruppen).
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Jugendgemeinderat Neckardorf

Als Jugendgemeinderat seid ihr die gewählte und damit offizielle Vertretung für die Interessen der 
Jugendlichen in Neckardorf. Die Sprecherinnen bzw. Sprecher des Jugendgemeinderates haben ein 
Rede- und Anhörungsrecht im Gemeinderat. Beschlüsse des Jugendgemeinderates können als Anträ-
ge an den Gemeinderat oder seine Ausschüsse formuliert werden (Antragsrecht). 

Zwar besitzt der Jugendgemeinderat ein Mitspracherecht bei allen Themen, die auch die Jugendlichen 
betreffen, aber oftmals sind sich Stadtverwaltung, Oberbürgermeisterin bzw. Oberbürgermeister (OB) 
und Gemeinderat gar nicht klar darüber, welche Themen direkt oder indirekt das Leben der Jugendli-
chen berühren. Daher müsst ihr von euch aus aktiv werden und nicht nur abwarten, bis euch die/der 
OB oder die Gemeinderäte/-innen informieren. Auch müssen die Jugendgemeinderäte/-innen überle-
gen, woher sie weiterführende Informationen bekommen, wenn die zur Verfügung gestellten nicht aus-
reichen.

Falls ihr das Gefühl habt, die Politikerinnen und Politiker nehmen euch und eure Anliegen nicht wirk-
lich ernst, müsst ihr überlegen, wie ihr auf anderen Wegen eure Meinungen öffentlich machen und 
durchsetzen könnt. Hierzu könnt ihr euch zum Beispiel an die Presse wenden oder Protestaktionen or-
ganisieren.

Bau einer Skateranlage
Als Jugendgemeinderat vertretet ihr die Interessen und Bedürfnisse der Jugendlichen in Neckardorf. 
Daher müsst ihr euch überlegen, welche Auswirkungen eine solche Anlage für die Jugendlichen mit 
sich bringt. Wichtig ist es, dass sich der Jugendgemeinderat auf eine einheitliche Position einigt, die 
dann gegenüber Stadtverwaltung und Gemeinderat konsequent vertreten werden kann. Auch müssen 
die Argumente der anderen Gruppen aufgegriffen und bewertet werden. 

Der Jugendgemeinderat begrüßt zwar den Bau eines Skateparks, ihm geht der Antrag aber nicht weit 
genüg. Für eine attraktive Anlage sind eurer Meinung nach deutlich mehr Investitionen als die veran-
schlagten 50.000 Euro nötig. Außerdem wünscht ihr euch gleichzeitig auch den Bau eines Beachvolley-
ballfeldes. Dann würden noch mehr Jugendliche die Anlage nutzen. Kosten könnten gespart werden, 
wenn die Jugendlichen (z.B. mit den Schulen und Vereinen) gemeinsam mit anpacken. Einer Mitfinan-
zierung über Spenden oder einer Refinanzierung über Werbung an der Anlage steht ihr offen gegen-
über. Es sollte aber gut überlegt werden, welche Firmen und Unternehmen dort Werbung machen dür-
fen. Werbung für Alkohol- und Tabakprodukte oder andere ungesunde Produkte schließt ihr aus.

Freibad
Für die Neckardorfer Jugendlichen hat das Freibad einen hohen Stellenwert. Im Sommer ist es einer 
der beliebtesten Treffpunkte in der Stadt. Aus Sicht der Jugendlichen gibt es jedoch nicht viel an dem 
bestehenden Freibad zu verbessern, so dass die diskutierten Investitionen von euch als nachranging 
erachtet werden.
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Arbeitsaufträge:

• Lest euch das Rollenprofil eurer Gruppe durch und arbeitet heraus, welche The-
men und Positionen für eure Gruppe besonders wichtig sind.

• Erarbeitet mit Hilfe des Rollenprofils, wie eure Position zur Beschlussvorlage für 
den Bau eines Skateparks ist.

• Formuliert die Argumente für eure Position aus und bringt sie in die Diskussion 
ein.

• Verfasst eine kurze Rede (max. 1 min), in der ihr eure Position und die dazugehö-
rigen Argumente vortragen könnt.

• Falls ihr mit der Beschlussvorlage nicht einverstanden seid, könnt ihr Änderungs-
anträge formulieren.

• Überlegt, wie ihr eure Position durchsetzen könnt (z. B. Pressearbeit, Verhandlun-
gen und Absprachen mit anderen Parteien und Gruppen).

Beziehungen zu den Fraktionen und Gruppen im Gemeinderat
Offiziell stehen alle Gruppierungen im Gemeinderat der Arbeit der Jugendlichen 
positiv gegenüber. Wie stark die Rolle des Jugendgemeinderates sein soll, variiert 
zwischen den Fraktionen und Gruppen. Einigen ist die Meinung der Jugendlichen 
sehr wichtig, andere wollen sie von der eigenen Position überzeugen. Daher gilt es 
auszuloten, welche Fraktionen und Gruppen im Gemeinderat als ‚Verbündete‘ zur 
Verfügung stehen. Die Argumente der Jugendgemeinderäte/-innen könnten den an-
deren Gruppen zugänglich gemacht oder ihnen im Gespräch erläutert werden. Zu-
dem könnten auch Absprachen getroffen werden.

Beziehungen zur/zum Oberbürgermeister/-in
Die/der OB achtet sehr darauf, dass der Jugendgemeinderat in die Kommunalpoli-
tik eingebunden ist und informiert ihn stets, wenn jugendrelevante Themen zur Ab-
stimmung stehen. Kritisch wird das Verhältnis allerdings dann, wenn der Jugend-
gemeinderat eine andere Meinung vertritt. Wenn man jedoch mit gut begründeten 
Argumenten an ihn herantritt, wird sie/er sich diesen sicherlich nicht verschließen 
können.
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Das Neckardorfer Tageblatt ist die täglich erscheinende Lokalausgabe des Neckartäler Bo-
ten für die Stadt Neckardorf. Etwa 60 Prozent der Haushalte in Neckardorf haben diese Zei-
tung abonniert und erhalten zwischen Montag und Samstag jeden Morgen eine Ausgabe des 
Neckardorfer Tageblatts. Die Zeitung informiert und berichtet hauptsächlich über Ereignisse 
aus Neckardorf.

Rolle als Journalistinnen und Journalisten
Aufgabe der Vertreterinnen und Vertreter der Medien ist die Begleitung und die Berichterstat-
tung über die Gemeinderatssitzung und die Diskussionen. Als Journalistinnen bzw. Journa-
listen habt ihr den Anspruch, faktenbasierte, seriöse und ausgewogene, manchmal aber auch 
zugespitzte Informationen zu veröffentlichen. Die Medien machen politische Diskussions- und 
Entscheidungsprozesse sichtbar und begleiten diese kritisch. Sie stellen eine Verbindung zwi-
schen der politischen Ebene und der Bevölkerung her. Das müssen die Politikerinnen und Po-
litiker bei ihrer Arbeit berücksichtigen. 

Arbeit während der Gemeinderatsitzung
Als Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter des Neckardorfer Tageblatts berichtet ihr für die Öffent-
lichkeit über die Diskussion zum Bau eines Skateparks. Vor dem Beginn der Sitzung infor-
miert ihr live aus dem Gemeinderat. Während der Sitzungen und Verhandlungen dokumentiert 
und kommentiert ihr das Geschehen über einen Newsticker. Weiterhin können die Journalis-
tinnen bzw. Journalisten auch Interviews führen. Nach der Abstimmung und dem Ende der 
Gemeinderatssitzung wird live über das Ergebnis berichtet.

Die Zeitung dokumentiert nicht nur das Geschehen, sondern bewertet es auch. Falls es Un-
stimmigkeiten gibt, können diese aufgedeckt werden. Zwar ist die Presse auf öffentliche Be-
kanntmachungen und die Aussagen der politischen Akteure angewiesen, aber durch Inter-
views oder in Hintergrundgesprächen könnt ihr durch gezielte Fragen weitere Informationen 
erhalten. Da das Thema auch die Interessen der Jugendlichen betrifft, ist auch die Meinung 
des Jugendgemeinderates wichtig.

Neckardorfer Tageblatt  
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Arbeitsaufträge:

• Lest euch das Rollenprofil eurer Gruppe durch und arbeitet heraus, welches die 
Aufgaben der Pressegruppe während der Sitzung und der Verhandlungen sind.

• Überlegt zunächst, wie ihr das kommunalpolitische Geschehen sowie die unter-
schiedlichen Positionen von Oberbürgermeister/-in, Gemeinderat und Jugendli-
chen angemessen darstellen könnt.

• Verfasst einen kurzen Bericht, den ihr vor der Eröffnung der Gemeinderatssitzung 
vortragt.

• Versucht, in Gesprächen und Interviews Informationen für eure Beiträge zu sam-
meln.

• Informiert regelmäßig über Neuigkeiten aus der Gemeinderatssitzung.

Foto: Frank Röder, picture alliance/imageBROKER
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Oberbürgermeister/-in von Neckardorf 

Der Oberbürgermeister bzw. die Oberbürgermeisterin (OB) ist der Hauptakteur der Kommunal-
politik in Neckardorf. Sie/er ist schon lange in der Kommunalpolitik aktiv, zunächst im Gemein-
derat und seit 2006 als OB. Als OB ist sie/er Chefin/Chef der Stadtverwaltung und führt den 
Vorsitz im Gemeinderat und allen Ausschüssen. Außerdem vertritt sie/er als Stadtoberhaupt 
die Kommune nach außen. Der/die OB saß früher für DIE UNABHÄNGIGEN im Gemeinderat und 
hat noch heute Kontakt zu dieser Gruppe und wird von ihr unterstützt. Daher ist es wichtig, 
dass sie/er vor der Sitzung nochmals die eigene Position mit dieser Gruppierung abgleicht und 
diskutiert.

Kommunalpolitische Schwerpunkte:
Seit die/der OB 2006 erstmals gewählt wurde, konnten die Wahlversprechen weitestgehend er-
füllt werden. Deshalb wurde sie/er 2014 im ersten Wahlgang im Amt bestätigt.

Bei der Wahl 2014 trat sie/er mit folgenden Wahlversprechen an:

• Stadtverwaltung effizienter gestalten
• Kommunalpolitik, die am Gemeinwohl aller orientiert ist
• Förderung von Familien in Neckardorf
• wirtschaftsfreundliche Politik zur Sicherung und Schaffung von Arbeitsplätzen
• Förderung des Tourismus
• Konsolidierung der Stadtfinanzen
• Beteiligung der Bevölkerung an der Kommunalpolitik 

Bau der Skateranlage
Du kommst dem Wunsch einiger Jugendlicher entgegen, und setzt dich für einen Skatepark ein. 
Gemeinsam mit der Stadtverwaltung hast du als OB die Beschlussvorlage erarbeitet, die den 
Bau einer Skateranlage vorsieht. Nun müssen sich der Gemeinderat und der Jugendgemeinde-
rat positionieren. In der Beschlussvorlage ist aus deiner Sicht auch eine ausreichende Begrün-
dung gegeben, weshalb die Anlage gebaut werden soll. Zum einen musst du die Konsolidie-
rung der Stadtfinanzen im Auge haben und zum anderen darf der Ausbau der Freizeitangebote 
nicht vernachlässigt werden. Bei Ausgaben in Höhe von 50.000 Euro ist gewährleistet, dass die 
Stadtkasse nicht übermäßig belastet wird. Zugleich wird eine attraktive Freizeitmöglichkeit ge-
schaffen. Weitere Zugeständnisse (teurere Anlage oder weitere Freizeiteinrichtungen) möch-
test du nicht machen.

Tourismus
Die Stadt braucht Investitionsmittel für Projekte, die mehr als der Skatepark der Tourismusför-
derung dienen. Hierzu zählen Investitionen in das Freibad, aber auch Mittel für die Gestaltung 
der Innenstadt mit Grünflächen. Auch möchtest du den Vereinen direkt mehr Geld zur Verfü-
gung stellen, damit sie sich mehr für den Tourismus einsetzen. Der Musikverein könnte kosten-
lose Konzerte veranstalten und der Sportverein Sportkurse anbieten.
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Arbeitsaufträge:

• Lies dir dein Rollenprofil durch und arbeite heraus, welche Themen und Positio-
nen für dich als Oberbürgermeister/-in besonders wichtig sind.

• Tausche dich mit den Vertretern/-innen der Stadtverwaltung aus.

• Formuliere Argumente für deine Position und bringe sie in die Diskussion ein.

• Verfasse eine kurze Rede, mit der du die Gemeinderatsitzung eröffnest. Gehe da-
bei auch auf die Beschlussvorlage ein.

• Versuche im Verlauf der Sitzung, die unterschiedlichen Fraktionen und Gruppierun-
gen im Gemeinderat sowie die Jugendlichen von deiner Position zu überzeugen.

• Überlege, welche Kompromisse für dich möglich sind, wenn die Gemeinderä-
te/-innen Änderungen oder Ergänzungen fordern.

• Entwickle eine Strategie, wie du die Presse über deine Position informierst.

Verhältnis zu den Fraktionen und Gruppen im Gemeinderat
Die Gemeinderäte/-innen der „DIE UNABHÄNGIGEN“ sind deine Hausmacht im Ge-
meinderat, weil du selbst dieser Vereinigung angehörst. Um jedoch eine Mehrheit 
für die Beschlussvorlage zu bekommen, brauchst du die Mehrheit der anwesenden 
Gemeinderäte/-innen auf deiner Seite. Also musst du auch andere Fraktionen und 
Gruppen davon überzeugen, dem Bau zu zustimmen. Nachdem du dich zuerst mit 
der DU abgesprochen hast, musst du bei den anderen Fraktionen und Gruppierun-
gen für deine Ideen werben. Eventuell sind Kompromisse nötig, um die Zustimmung 
einer ausreichenden Anzahl der Gemeinderäte/-innen zu bekommen.

Verhältnis zum Jugendgemeinderat
Als OB unterstützt du die Arbeit des Jugendgemeinderates und versuchst, die Ju-
gendlichen in ihrem Engagement anzuleiten. Du siehst den Jugendgemeinderat als 
legitimes Gremium an, die Interessen der jungen Menschen zu vertreten, aber zu 
viel eigenständige politische Arbeit wird von dir wie auch der Stadtverwaltung kri-
tisch beäugt. Der Bau einer kostengünstigen, kleinen Skateranlage könnte zu Pro-
testen und Gegenstimmen unter den Jugendlichen führen, da diese sich eine größe-
re und teurere Anlage wünschen. Die Meinung des Jugendgemeinderates ist zwar 
nicht zwingend bindend, du musst aber überlegen, wie es nach außen wirkt, wenn 
du die Interessen der Jugendlichen scheinbar nicht ausreichend berücksichtigst.

Verhältnis zur Presse
Wenn du als OB deine Position gegenüber der Öffentlichkeit in Neckardorf öffentlich 
machen möchtest, kannst du dies über die Zeitung tun. Du musst dabei aber auch 
mit kritischen Fragen der Journalistinnen und Journalisten rechnen. Überlege dir, 
mit welcher Strategie du am besten deine Ideen gegenüber der Einwohnerschaft 
von Neckardorf vertrittst. Du musst dabei auch im Blick haben, ob die anderen Ak-
teure eventuell auch versuchen, die öffentliche Meinung über die Presse zu beein-
flussen.
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Stadtkämmerin/Stadtkämmerer 

Arbeitsaufträge:

• Lies dir dein Rollenprofil durch und arbeite heraus, welche Meinung du zum Bau einer Ska-
teranlage vertrittst.

• Tausche dich mit der/dem Oberbürgermeister/-in und der/dem Leiter/-in des Amtes für So-
ziales, Sport und Kultur aus.

• Setze dich intensiv mit den Gemeindefinanzen (Haushaltsplan) auseinander. In der Sitzung 
bist du die/der Ansprechpartner/-in dafür, welche zusätzlichen Ausgaben möglich sind und 
wo eventuell weitere Einsparungen nötig sind.

• Überlege, welche Kompromisse für dich möglich sind, wenn die Gemeinderäte/-innen Ände-
rungen oder Ergänzungen fordern.

• Unterstütze die/den Oberbürgermeister/-in bei der Leitung der Gemeinderatssitzung.

Als Kämmerer/Kämmerin bist du für die finanziellen Angelegenheiten der Stadt Neckardorf 
verantwortlich. Dein Hauptaugenmerk liegt hierbei vor allem darauf, die Ausgaben der Kom-
mune möglichst niedrig zu halten und die Aufnahme weiterer Schulden zu vermeiden. Zu über-
legen, wie die Einnahmen gesteigert werden können, gehört ebenfalls zu deinen Aufgaben.

Rolle im Gemeinderat
Im Gemeinderat hast du kein Stimmrecht, stehst jedoch dem Gemeinderat als Experte/-in für 
die Stadtfinanzen und den Haushalt beratend zur Verfügung. Du hast gemeinsam mit der/dem 
Oberbürgermeister/-in die Beschlussvorlage ausgearbeitet und berätst sie/ihn während der 
Sitzung. Genauso bist du auch Ansprechpartner/-in für den Jugendgemeinderat.

Bau einer Skateranlage
Du bist dir bewusst, dass nicht immer nur gespart werden kann, sondern dass es auch nötig 
ist, zu investieren. Beispielsweise sind Investitionen wichtig, damit städtische Einrichtungen 
und die Infrastruktur erhalten bleiben und verbessert werden. Das gilt etwa für das Freibad. 
Durch Investitionen in das Freibad können mehr zahlende Besucherinnen und Besucher ange-
lockt werden. Zudem ist ein attraktives Freibad ein wichtiger Standortvorteil für den Neckar-
dorfer Tourismus.

Einem Skatepark stehst du eher skeptisch gegenüber. Du siehst jedoch ein, dass den Jugend-
lichen bei ihrer Forderung nach einer solchen Anlage entgegenkommen werden muss. Du 
sprichst dich aber für eine möglichst kostengünstige Variante aus, wie sie von der Stadtver-
waltung gemeinsam mit der/dem OB in der Vorlage erarbeitet wurde.
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Leiter/-in des Amtes für Soziales, Sport und Kultur  

Arbeitsaufträge:

• Lies dir dein Rollenprofil durch und arbeite heraus, welche Meinung du zum Bau einer Skater-
anlage vertrittst.

• Arbeite heraus, welche Positionen die verschieden gesellschaftlichen Gruppen (Kinder, Ju-
gendliche, Familien, Senioren) hinsichtlich einer Skateranlage haben.

• Tausche dich mit der/dem Oberbürgermeister/-in und der/dem Kämmerin bzw. Kämmerer 
aus.

• Setze dich während der Sitzung für einen Ausgleich zwischen den unterschiedlichen Interes-
sen ein.

• Überlege, welche Kompromisse für dich möglich sind, wenn die Gemeinderäte/-innen Ände-
rungen oder Ergänzungen fordern.

• Unterstütze die/den Oberbürgermeister/-in bei der Leitung der Gemeinderatssitzung.

Als Leiterin bzw. Leiter des Amts für Soziales, Sport und Kultur vertrittst du gemeinsam mit der 
Kämmerin/dem Kämmerer die Stadtverwaltung von Neckardorf. Deine Aufgabe in der Verwal-
tung ist es unter anderem, dich für die Belange von Kindern, Jugendlichen, Familien und Senioren 
einzusetzen und deren Position in der Gemeinde zu stärken. Auch bist du ein wichtiger Ansprech-
partner/-in für alle sportlichen und kulturellen Belange in der Gemeinde und pflegst daher gute 
Kontakte zu den Vereinen. 

Rolle im Gemeinderat
Im Gemeinderat hast du kein Stimmrecht, stehst jedoch dem Gemeinderat als Experte/-in für die 
sozialen Belange beratend zur Verfügung. Du hast gemeinsam mit der/dem Oberbürgermeis-
ter/-in die Beschlussvorlage ausgearbeitet und stehst ihm/ihr während der Sitzung beratend zur 
Seite. Genauso bist du aber auch Ansprechpartner/-in für den Jugendgemeinderat.

Bau einer Skateranlage
Zu deiner Aufgabe in der Gemeinde gehört es, dich für einen fairen Ausgleich zwischen den Inter-
essen und Wünschen der verschiedenen Bevölkerungsgruppen in Neckardorf einzusetzen. In die-
sem Zusammenhang stehst du der Skateranlage grundsätzlich positiv gegenüber, da sie eine tolle 
Freizeiteinrichtung für die Jugendlichen darstellt, bei der sie sich gleichzeitig an der frischen Luft 
sportlich und sinnvoll betätigen können. Gleichzeitig bist du aber auch allen anderen Gruppen und 
Altersklassen in der Gemeinde verpflichtet und musst daher darauf achten, dass nicht übermäßig 
viele Mittel in diesen Projekt fließen, die gleichzeitig an anderen Stellen (z. B. beim Freibad) fehlen 
würden. Auch weist du darauf hin, dass sich nicht unbedingt alle Jugendlichen von einem Skate-
park angesprochen fühlen. Auch deren Bedürfnisse müssen ausreichend berücksichtigt werden. 
Aus diesem Grund sprichst du dich für die kleine Lösung aus, wie sie die Verwaltung vorschlägt. 
Zu einem späteren Zeitpunkt kann die Anlage immer noch erweitert werden. Beispielsweise dann, 
wenn man feststellt, dass der Bedarf doch größer als gedacht ist.
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M4: Beschlussvorlage

Stadt Neckardorf
-DIE OBERBÜRGERMEISTERIN / DER OBERBÜRGERMEISTER-

Beschlussvorlage  für (X) öffentliche / ( ) nicht öffentliche Sitzung

Drucksache: 367 vom ___. __________ 20__

Betreff:
Bau eines Skateparks

Beschlussvorlage:
Der Gemeinderat beschließt den Bau eines Skateparks. Als Standort ist eine freie Fläche 
im Gewerbegebiet Neckardorf mit einer Größe von ca. 150 m2 vorgesehen. Die Kosten für 
die Anlage sollen maximal 50.000 EUR betragen. Die Anlage soll so geplant werden, dass 
die jährlichen Folgekosten für Unterhaltung und Reparatur 5.000 Euro im Jahr nicht über-
steigen.

Sachverhalt:
Einige Kinder und Jugendliche in Neckardorf wünschen sich seit Längerem eine eige-
ne Skateranlage. Diesen Wunsch greift die Stadt Neckardorf auf und plant für 20___ den 
Bau eines Skateparks. Die Nutzung der Anlage soll kostenlos sein. Die Anlage wird von der 
Stadt betrieben. Der städtische Bauhof übernimmt die Pflege, Reinigung und Instandhal-
tung der Anlage.

Angesichts zahlreicher anderer finanzieller Verpflichtungen der Stadt Neckardorf, soll eine 
kleine Skateanlage realisiert werden, die nicht mehr als 50.000 EUR kostet. In dieser Sum-
me sind auch die Kosten für die Planung enthalten. 

Vorrang bei den Investitionen im Freizeit- und Kulturbereich haben für die Stadt Projekte 
wie das Freibad, die für den Tourismus eine große Bedeutung haben. Das Freibad ist nicht 
nur für einheimische Kinder und Jugendliche, sondern auch für Familien und Senioren eine 
Freizeit- und Erholungsmöglichkeit. Der Skatepark hingegen wird nur von einer kleinen 
Gruppe von Kindern und Jugendlichen genutzt.

Die Stadtverwaltung ist gegen eine größere und somit auch teurere Anlage, da in der 40 
Kilometer entfernten Kreisstadt ein großer Skatepark zur Verfügung. Er wird vom Kreisju-
gendring betrieben.

Mit der Planung und Durchführung des Bauprojekts wird das Ingenieurbüro Skatepark-Pro-
fis GmbH beauftragt. Die Firma hat bereits mehrere Skateranlagen geplant und umgesetzt. 
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In der Vorabplanung hat die Firma zugesagt, dass mit 50.000 EUR ein kleiner, aber guter 
Skateplatz errichtet werden kann.

Damit die laufenden Kosten für den Unterhalt der Skateanlagen die Stadtkasse dauerhaft 
nicht übermäßig belasten, sollen die jährlichen Kosten für Instandhaltung und Reparatur 
5.000 EUR nicht übersteigen. Sollten sich höhere Kosten für den Betrieb der Anlage erge-
ben, soll die Stadtverwaltung dem Gemeinderat Einsparvorschläge bezüglich des Skate-
parks unterbreiten. Auch über eine mögliche Schließung muss dann abgestimmt werden.

Die Einwände und Bedenken von Familien mit kleinen Kindern und Senioren wurden da-
hingehend berücksichtigt, dass die Anlage im Industriegebiet von Neckardorf gebaut wird. 
Damit wird die Lärmbelästigung am Abend und am Wochenende so gering wie möglich ge-
halten.

Der Standort im Gewerbegebiet hat zudem den Vorteil, dass es sich um ein Grundstück im 
städtischen Eigentum handelt. Die Gesamtfläche des Grundstücks beträgt 250 m2. Dadurch 
fallen keine Kosten für den Erwerb eines Grundstücks an. Der Standort ist gut und sicher 
zu erreichen.

Im Innenstadtbereich (z. B. im Stadtpark) oder am Freibad würden zwar auch ähnlich große 
Flächen zur Verfügung stehen, aber ein Skatepark passt nicht zum Nutzungskonzept des 
Parks bzw. des Freibad-Areals.

Regelmäßige Kontrollen durch das Ordnungsamt sollen dafür sorgen, dass die Anlage nicht 
beschädigt wird und rund um die Anlage keine Verstöße gegen das Jugendschutzgesetz 
auftreten. 

Das Amt für Soziales, Sport und Kultur wird beauftragt, innerhalb eines Jahres nachdem 
die Anlage in Betrieb genommen wurde, einen Prüfbericht über die Nutzung des Skate-
parks sowie über mögliche Beschwerden zu erstellen. Er dient als Grundlage für die weite-
ren Beratungen im Gemeinderat.
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M5: Haushaltsübersicht der Stadt Neckardorf

Vorläufiges 
Ergebnis 20 ___ Plan 20 ___ Vorschau 20 ___ 

Steuern 25.000.000 25.500.000 25.800.000

Einnahmen aus Verwal-
tung und Betrieb

4.000.000 4.250.000 4.500.000

Zuweisungen und Zu-
schüsse

5.000.000 5.000.000 5.000.000

Sonstige Einnahmen 1.000.000 1.250.000 1.400.000

Summe: 35.000.000 36.000.000 36.700.000

Vorläufiges 
Ergebnis 20 ___ Plan 20___ Vorschau 20___

Personalausgaben 15.000.000 15.100.000 15.250.000

Zuschüsse 3.500.000 3.700.000 3.800.000

Bauausgaben 8.500.000 8.700.000 9.000.000

Soziales und Bildung 6.000.000 6.200.000 6.400.000

Eigenbetriebe 2.500.000 2.800.000 2.900.000

Skatepark 0 50.000 5.000

Summe: 35.500.000 36.550.000 37.355.000

20 ___ 20___ 20___

500.000 550.000 655.000

Einnahmen (in EUR):

Ausgaben (in EUR):

Kreditaufnahme (in EUR):
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Fazit der Kämmerin / des Kämmerers:
Neckardorf ist finanziell gut aufgestellt! Dies liegt an den stetig steigenden Steuereinnah-
men der letzten Jahre, aber in Zukunft werden die Steuereinnahmen weniger stark zuneh-
men. 

Die Neuverschuldung ist gering, aber bereits im nächsten Jahr muss eine höhere Kre-
ditsumme aufgenommen werden. Eigentlich sollte es das Ziel sein, in den kommenden Jah-
ren ganz ohne neue Schulen auszukommen. Der Gesamtschuldenstand beträgt 5 Mio. Euro.

Angesichts steigender Ausgaben bei den Personalkosten sowie der Zunahme der Mittel für 
Investitionen und Sanierungen oder im Bildungsbereich wird der Spielraum für zusätzliche 
Projekte immer kleiner.

Neckardorf kann sich eine Skateranlage leisten. Die Kosten für den Bau eines Skateparks 
sollten aber so gering wie möglich gehalten werden. Auch die dauerhaften Folgekosten 
(Unterhaltung, Reparatur) sollten so gering wie möglich ausfallen. Wenn mehr Geld für den 
Skatepark ausgegeben werden soll, muss es an andere Stelle eingespart werden. Zusätzli-
che Schulden sollten keine Möglichkeit sein.
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In den 1960er Jahren entwickelte sich Skateboardfahren als Trendsportart und Freizeit-
beschäftigung in den USA. Dort entstanden auch die ersten Skateparks. Bei den Olym-
pischen Sommerspielen 2020 in Tokio wird Skateboardfahren eine olympische Disziplin 
sein. 

Mit dem Begriff Skatepark bzw. Skateranlage wird eine speziell für Skateboarder/-innen 
gestaltete Fläche bezeichnet. Dort sind bestimmte Hindernisse und Rampen aufgebaut. 
Je nach Größe und Gestaltung der einzelnen Elemente können solche Anlage auch von 
BMX- oder Scooter-Fahrer/-innen genutzt werden. Mittlerweile gibt es auch in Deutsch-
land Firmen, die auf den Bau von Skateranlagen spezialisiert sind. Überall dort, wo Ska-
teparks entstehen, wirken oftmals lokale Vereine oder Jugendgruppen an der Planung 
und Umsetzung mit. Kinder und Jugendliche können über Workshops ihre Ideen und 
Wünsche für einen Skatepark einbringen.

Größe und Kosten eines Skateparks
Die Größe und Gestaltung einer Skateranlage kann sehr unterschiedlich sein. Daher va-
riieren die Kosten für den Bau stark. Der SMP Skatepark in Shanghai (China) und der 
Spring Skatepark in Texas (USA) gehören mit über 13.600 bzw. 7.200 m2 zu den größten 
Skateparks weltweit. Der SMP Skatepark hat etwa 22 Mio. Euro gekostet, der Spring Ska-
tepark etwa 5 Mio. Euro.

In Baden-Württemberg finden sich Beispiele für kleine Anlagen. Ein Skatepark in Ulm mit 
einer Fläche von ca. 700 m2 hat etwa 260.000 Euro und eine Anlage im Bürgerpark von 
Reutlingen mit ca. 500 m2 hat auch etwa so viel gekostet. Berücksichtigt werden müssen 
aber auch weitere Kosten, u. a. für eine mögliche Beleutungsanlage, Sitzmöglichkeiten 
oder die Bepflanzung. Als Richtwert kann ein Betrag zwischen etwa 300 bis 400 Euro 
pro m2 genommen werden. Je aufwendiger und umfangreicher die Elemente sind, umso 
höher sind auch die Kosten. 

Gestaltung und Elemente eines Skateparks
Skateranlagen werden oftmals aus Beton gebaut. Die Ecken und Kanten, die stark be-
ansprucht werden, können aus härteren Material wie Granit oder Stahl sein. Die einzel-
nen Elemente werden modelliert und dann mit Beton überzogen. Die fertige Anlage sieht 
dann aus wie eine Bahn oder eine zusammenhängende Fläche. Ein Skatepark kann aber 
auch aus einzelnen Elementen zusammengebaut werden, die beispielsweise auf einem 
betonierten Untergrund aufgestellt werden. Zu den klassischen Elementen gehören:

• Rampen (Half- und Quarterpipes)

• Kanten (Curbs)

• Geländer (Rails)

• Kombination mehrerer Elemente (Funboxes)

• Wellen- und Kurvenbahnen (Pumptracks)
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M7: Glossar

Abstimmung: Entscheidung über eine Beschlussvorlage bzw. einen Antrag, bei der man da-
für bzw. dagegen stimmen oder sich enthalten kann; in der Regel immer offene Abstimmung

Änderungsantrag: schriftlich formulierte Änderung(en) zur Beschlussvorlage 

Ausschuss: von Gemeinderat gebildetes Gremium zu bestimmten Aufgabengebieten, das 
anstelle des Gemeinderates entscheiden kann (beschließende Ausschüsse) oder die Ver-
handlungen im Gemeinderat vor berät (beratende Ausschüsse)

Beschlussfähigkeit: Gemeinderat ist beschlussfähig, wenn mindestens die Hälfte alle Ge-
meinderatsmitglieder anwesend und stimmberechtigt ist

Beschlussvorlage: schriftlicher Antrag, in dem Gegenstand oder Sachverhalt ausformuliert 
ist, über den abgestimmt wird

Bürgermeister/-in: Stadt- bzw. Gemeindeoberhaupt, Leiter/-in der Verwaltung und Vorsit-
zende/-r des Gemeinderates; Wahl auf acht Jahre; Bezeichnung in Städten ab 20.000 Ein-
wohnern/-innen als Oberbürgermeister/-in

Bürgerbeteiligung: Einbeziehung der Einwohnerschaft in die Entscheidungen und Planun-
gen der Kommune über Wahlen und Abstimmungen hinaus 

Fraktion: Zusammenschluss von Gemeinderäten/-innen (zumeist der gleichen Partei oder 
Wählervereinigung); je nach Größe des Gemeinderates zwischen zwei bis vier Mitglieder nö-
tig

Gemeinderat: Hauptorgan der Gemeinde und Vertretung der Bürger/-innen; berät und be-
schließt prinzipiell über alle Angelegenheiten einer Gemeinde bzw. Stadt; Wahl alle fünf 
Jahre

Große Kreisstadt: Bezeichnung für Gemeinden ab 20.000 Einwohnern/-innen

Haushalt: Übersicht über die Einnahmen, Ausgaben und Kredite; auf kommunaler Ebene be-
schließt Gemeinderat für ein oder zwei Jahre eine Haushaltssatzung

Jugendgemeinderat: Vertretung der Interessen der Jugendlichen als eine repräsenta-
tiv-parlamentarische Form der Jugendbeteiligung mit Vorschlags-, Anhörungs- und Re-
derecht

Kämmerin/Kämmerer: Verantwortliche/-r für die Finanzen und den Haushalt einer Kom-
mune

Kinder- und Jugendbeteiligung: Kinder sollen und Jugendliche müssen an den Planungen 
und Vorhaben der Gemeinde beteiligt werden, die ihre Interessen berühren

Mehrheit: Beschlüsse werden mit Stimmenmehrheit gefasst (mehr Ja- als Nein-Stimmen)

Partei: Zusammenschluss von Menschen mit gleichen politischen Vorstellungen und einem 
gemeinsamen Programm; Ziel ist die Beeinflussung der politischen Willensbildung (z. B. 
über die Teilnahme an Wahlen)

Schulden: Verbindlichkeiten (z. B. Kredite), um Ausgaben zu finanzieren, wenn die Einnah-
men nicht ausreichen

Stadtverwaltung: in Geschäftsbereiche und Ämter unterteilte Verwaltung, die Beschlüsse 
des Gemeinderates umsetzt und die kommunalen Aufgaben ausführt

Wählervereinigung: Zusammenschluss von Personen, um gemeinsam zu einer Wahl anzu-
treten; kann mitgliedschaftlich (z. B. Verein), aber auch nichtmitgliedschaftlich organisiert 
sein
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Wahlingen (Kommunalpolitik) 
Du hast die Wahl in Wahlingen. Ein Planspiel zur Kommunalpolitik 
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